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J
eder Anfang ist schwer. Sehr schwer ist ein 
erzwungener Neubeginn. in den vergange­
nen Jahren sind viele Menschen aus Kriegs­
gebieten nach Münster gekommen. Viele 

aus Syrien, zuletzt ein großer teil aus der Ukrai­
ne. Diesen Menschen, aber auch den Menschen 
aus ländern, die nicht im Fokus der medialen 
berichterstattung stehen, euch wollen wir hier 
in Münster willkommen heißen. zu beginn eures 
Neustartes in einem euch fremden land, einer 
euch fremden Stadt wünschen wir, die redak­
tionsmitglieder der SPerre, ein herzliches Will­
kommen. 

Das Motto unserer journalistischen tätigkeit 
lautet: Arbeits lose brauchen Medien! Und Arbeit 
braucht faire löhne. titelthema dieses Heftes ist 
dann auch das ringen um den Mindestlohn. 

Krieg ist schrecklich! Hoffen wir gemeinsam, 
dass uns zukünftig mehr als die notwendige Hilfe 
und die Dankbarkeit aller beteiligter verbinden 
wird.

Ласкаво просимо
Кожен початок важкий. Вимушений новий 

початок дуже важкий. Останніми роками 
багато людей приїхало до Мюнстера із зон 
бойових дій. Багато з Сирії, значна частина 
з України. Ми хочемо вітати цих людей, 
а також людей з країн, які не є центром 
висвітлення в ЗМІ, тут, у Мюнстері. На 
початку вашого нового старту в чужій для вас 
країні, у чужому для вас місті ми, редактори 
замків, бажаємо вам теплого прийому. Девіз 
нашої журналістської роботи: Безробітним 

Willkommen

потрібні ЗМІ! А за роботу потрібна чесна 
оплата. Головна тема випуску – боротьба за 
мінімальну зарплату. Війна страшна! Будемо 
разом сподіватися, що необхідна допомога 
та вдячність усіх причетних об’єднають нас у 
майбутньому.

Christoph Theligmann

EDITORIAL_	sperre

لاهسو لاها
ءاج ، ةيرخلأا تاونسلا في .ةياغلل ةبعص ةيسرق ةديدج ةيادب .ةبعص ةيادب لك  
يربك ءزجو ايروس نم نويرثك .برحلا قطانم نم ترسنوم لىإ سانلا نم يرثكلا  
نم صاخشلأا اضًيأ نكلو ، صاخشلأا ءلاؤهب بحرن نأ ديرن .ايناركوأ نم مهنم  
ةيادب في .ترسنوم في انه ، ةيملاعلإا ةيطغتلا في اهيلع زيكترلا متي لا يتلا نادلبلا  
يررحم ، نحن ، كيلع ةبيرغ ةنيدم ، كيلع بيرغ دلب في ةديدجلا كتيادب  
ةجاحب نولطاعلا :وه يفحصلا انلمع راعش .ارًاح ابًيحرت مكل ىنمتن ، لفقلا  
وه ةيضقلا هذهل سييئرلا عوضولما .ةلداع روجأ لىإ جاتحي لمعلاو !ملاعلإل  
اندحوي نأ اعًم لمأن انوعد !ةعيظف برحلا .روجلأل نىدلأا دحلا لجأ نم لاضنلا  

ينكراشلما عيمج نانتماو ةمزلالا ةدعاسلما نم ثركأ وه ام لبقتسلما في .

Bild: Agneta Becker
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Großteil der schädlichen Klimagase 
verantwortlich. 

­

Titelfoto: Agneta Becker

B
il

d
: 

A
g

n
e

ta
 B

e
ck

e
r

F
o

to
: 

A
g

n
e

ta
 B

e
ck

e
r



6

  _ t i t e l

DEUTSCHLAND                          

Der Arbeitgeberpräsident rainer 
Dulger lehnt Forderungen nach ei­
nem politi schen Eingreifen für einen 
höheren Mindestlohn ab. „Populis­
mus mit der lohntüte führt nur zu 
einer noch höheren Infl ati on“, sagte 
Dulger der Deutschen Presse­Agen­
tur (dpa). Dieses Statement stammt 
von Anfang August. Grüne, Gewerk-

Die Festlegung des Mindestlohnes ist Sache der Tarifpartner, nicht der Politi k. 
Gilt dieser Standpunkt der Arbeitgeber auch in Zeiten hoher Infl ati onszahlen oder 

muss die Politi k eingreifen? Und wie sieht es in anderen europäischen Ländern aus?

schaft en und Sozialverbände hinge-
gen fordern weiterhin einen deutlich 
höheren Mindestlohn.

Dulger argumentiert mit dem 
Schutz der tarifautonomie. Die Höhe 
des Mindestlohnes müsse sich an der 
tariflohnentwicklung orientieren. 
Der Mindestlohn dürfe nicht zum 
Spielball der Politi k werden.

Grüne, Gewerkschaft en und Sozial-
verbände wollen reformen für einen 
höheren Mindestlohn. Die Präsiden­
tin des Sozialverbands (VdK), Vere­
na bentele, sagte ebenfalls der dpa, 
die bisher beschlossene Anhebung 
des Mindestlohns um 41 Cent ab 
dem kommenden Jahr sei ein Hohn 
für Millionen Beschäft igten im Nie-

Menschenwürdiger 
Mindestlohn

Streit um die tarifautonomie

Von Christoph Theligmann

Foto: Agneta Becker
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an die allgemeine einkommensent­
wicklung zu binden und nicht unter 
60 Prozent des mitt leren Lohns sin-
ken zu lassen. Das würde nächstes 
Jahr einen Mindestlohn bis zu 14 
euro pro Stunde bedeuten. es ist üb­
rigens nicht zu befürchten, dass so 
eine Anhebung Jobs vernichtet. Vor 
Einführung des Mindestlohns hatt en 
marktliberale Ökonomen vorausge­
sagt, er werde mehr als eine Million 
Stellen kosten. Was sich als falsch 
erwies. Und inzwischen heißt das 
größte Problem nicht Arbeitslosig­
keit, sondern Personalmangel. 

Unternehmen suchen jetzt Mitar­
bei ter*innen, wobei sie nicht das 
Gehaltshöhe als Hauptkriterium an-
sehen wie unlängst die Arbeitgeber 
in der Kommission. Was die Funk­
ti onäre versäumen, da sollte die Re-
gierung einspringen. SPD­Chef lars 
Klingbeil spricht sich für bis zu   14 
euro Mindestlohn aus. bundeskanz­
ler Scholz erklärt zurückhaltender, 
er halte sich an das Votum der Kom­
mission. ein Mindestlohn von 14 
euro würde ihm wohl neuen Ärger 
mit der FDP einbrocken.

 
Die EU gibt einen 
verbindlichen Rahmen vor

Überall in Europa das Gleiche: 
Hohe inflation macht vielen Men­
schen zu schaffen. Und vor allem 
jenen, die besonders wenig verdie­
nen. Denn sie geben einen Groß-
teil ihres Einkommens für Grund-
bedürfnisse wie energie und essen 
aus – deren Deckung sich besonders 
verteuert hat. Überall dort, wo es 
ihn gibt, wird der gesetzliche Min­
destlohn zum thema: Wie stark soll 
er steigen, damit es bei Geringver-
dienenden nicht fi nanziell eng wird?

driglohnsektor. Sie könnten sich ihren 
Alltag kaum noch leisten. Der Min­
destlohn müsse bei mindestens 14 
euro liegen, um die Menschen, die 
zu den untersten einkommensgrup­
pen gehören, spürbar zu entlasten.
Und der Grünen-Sozialpoliti ker Frank 
bsirske erklärte, es müsse gesetzlich 
geregelt werden, dass der Mindest­
lohn auf 60 Prozent des mittleren 
Lohnes justi ert werde, dieser bemisst 
sich am Gesamt-Einkommensgefüge. 
Damit schließt er sich Positi onen eu-
ropäischer Insti tuti onen an (siehe un-
ten). 

Jeweils 41 Cent pro Stunde 
mehr im nächsten und 
übernächsten Jahr

Die deutsche Mindestlohnkommis­
sion hatt e Ende Juni eine Erhöhung 
des Mindestlohns auf 12,41 euro ab 
dem 1. Januar 2024 beschlossen. Wer 
gesetzlichen Mindestlohn verdient, 
bekommt also eine Steigerung von 
genau 41 Cent pro Stunde. Das ist 
angesichts der Rekordinfl ati on gelin-
de gesagt wenig. Denn die 41 Cent 
bedeuten eine erhöhung um drei 
Prozent. Von der letzten Steigerung 
des Mindestlohns im oktober 2022 
bis Ende des Jahres dürft en die Preise 
mehr als zehn Prozent steigen. Macht 
mindestens sieben Prozent weniger 
Kaufkraft für sechs Millionen Ge-
ringverdiener und ihre Familien. es 
handelt sich um Menschen, die be­
sonders viel von ihrem einkommen 
für Grundbedürfnisse wie Energie 
und Essen ausgeben. Diese zu sti llen, 
hat sich besonders verteuert. Diese 
bürger*innen leiden also überpro­
por ti onal unter der Teuerungswelle. 
Und staatliche entlastungen kom  ­
pensieren die belastungen nur teil­
weise. 

Den Mindestlohn legt eine Kommis­
sion fest, in der Vertreter*innen von 
Arbeitgebern und Gewerkschaften 
sitzen. 2022 wich die bundesregie­
rung von deren empfehlung ab und 
erhöhte die gesetzliche lohnunter­
grenze um satt e 15 Prozent auf zwölf 
Euro. Das hatt e Kanzler Olaf Scholz im 
Wahlkampf versprochen. Die Kom­
mission hatt e den Mindestlohn in der 

gesamten zeit vorher kaum angeho­
ben: in den ersten sieben Jahren seit 
der einführung 2015 nur von 8,50 auf 
9,60 euro. Dabei wurden Preissteige­
rungen gar nicht berücksichti gt. Die 
gesetzliche lohnuntergrenze stieg 
deutlich langsamer als die allgemei­
nen Gehälter. 

Erhöhung auf 14 Euro als 
Infl ati onsausgleich in der 
Diskussion

Glich diese von Scholz initi ierte Er-
höhung die später folgende Infl ati on 
prakti sch im Voraus aus? Kann man 
so sehen, muss man aber nicht. Denn 
diese holt ja nur auf, was die Jahre 
zuvor versäumt wurde. Die zwölf 
euro der neuen regierung waren ein 
zeichen des respekts für Millionen 
Beschäft igte, die oft  körperlich hart 
und am Wochenende arbeiten. in 
der Gastronomie, im sozialen Bereich 
zum beispiel. 

besonders oft profitierten Frauen 
und ostdeutsche. Nun erleiden sie 
durch die jetzt beschlossenen Anhe­
bungen um je 41 Cent in 2024 und 
2025 herbe Verluste. es hat den An­
schein, dass die Arbeitgeberseite sich 
mit der aktuell geringfügigen erhö­
hung revanchieren will, weil die re­
gierung die Kommission vergangenes 
Jahr überging. Sie konnten jetzt die 
Gewerkschaft en in der Kommission 
überstimmen, weil sie die neutrale 
Gremiums chefi n Christi ane Schöne-
feld auf ihre Seite zogen. Sie saß frü­
her im Vorstand der bundesagentur 
für Arbeit. 

Die bundesregierung sollte die 
Umsetzung einer brüsseler richtli­
nie nutzen, um Geringverdienenden 
zu geben, was diese verdienen. Der 
eU­Plan sieht vor, den Mindestlohn 

Der EU­Plan sieht vor, den Mindestlohn an die allgemeine 

Einkommensentwicklung zu binden und nicht unter

60 Prozent des mitt leren Lohns sinken zu lassen. 
Das würde nächstes Jahr einen Mindestlohn bis zu 

14 Euro pro Stunde bedeuten.
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Neue Dynamik in die Debatt en bringt 
neben der Infl ati on wie gesagt eine 
neue brüsseler richtlinie zum Min­
destlohn, die die eU­Staaten bis 2025 
umsetzen müssen. Damit gibt es für 
die Niedriglohngrenze erstmals einen 
europäischen rahmen. 

Das Gesetz schreibt keine Mindest-
löhne oder deren Höhe vor. Aber es 
empfiehlt, wie eine angemessene 
lohnuntergrenze zu finden ist, die 
Unternehmen dann einhalten müs­
sen. Ein Kriterium ist die Kaufk raft , 
also wie viel vom Geld nach Abzug 
der Infl ati on übrigbleibt. Das ist inte-
ressant, weil etwa Frankreich anders 
als Deutschland bereits gesetzlich 
vorschreibt, dass der Mindestlohn 
die Kaufk raft  sichern soll. Außerdem 
verweist die eU auf „international 
übliche Referenzwerte“, wonach 
der Mindestlohn bei mindestens 60 
Prozent des mittleren lohns aller 
beschäftigten liegen soll. Wie ma­
chen es andere Staaten in Europa? 

ITALIEN                                      

Großes Diskussionsthema ist gera-
de die Abschaff ung des Bürgergel-
des! zum Mindestlohn Folgendes: 
Nicht wie viel, sondern ob über­
haupt ist die Frage beim Mindest­
lohn in italien. Weil es in diesem 
großen industrieland wie in nur we­
nigen Staaten in europa bisher gar 
keinen Mindestlohn gibt. 

Der entsprechende Gesetzentwurf 
wurde von der Drei­Parteien­rechts­
regierung unter Ministerpräsidenti n 
Giorgia Meloni im Parlament kate-
gorisch abgelehnt. Die will entspre­
chend ihren Wahlversprechen lieber 
die Steuern senken, dann hätt en alle 
mehr Geld in der Tasche und die Un-
ternehmen den Spielraum, löhne zu 
erhöhen, so ihre begründung. 

Aber es hat eine schlechte Traditi on 
in italien, dass dort, wo es geht, teil­
weise extrem geringe löhne gezahlt 
werden, häufi g übrigens schwarz und 
am Staat vorbei. 

SPANIEN                                   

in Spanien war im Sommer Wahl­
kampf und der Mindestlohn darin 
ein zentrales thema. Dabei schie­
nen sich erstaunlicherweise alle 
Parteien einig zu sein, dass er wei­
ter angehoben werden müsse. zu­
mindest versprach das nicht nur der 
jetzt geschäftsführende (Stand Au­
gust 2023) sozialistische Minister­
präsident Pedro SaÏnchez, sondern 
auch sein konservativer Herausfor­
derer Alberto NuÏnfiez FeijoÏo. 

Das spanische beispiel sei an die­
ser Stelle erwähnt, weil am thema 
Mindestlohn gezeigt werden kann, 
dass bei wichtigen und zugleich 
strittigen themen regierung und 
opposition durchaus an einem 
Strang ziehen können.

SCHWEDEN U. DÄNEMARK 

in europas Norden ist ein gesetzli­
cher Mindestlohn nicht vorgesehen. 
in Schweden und auch in Dänemark 
sind sich Gewerkschaften und Ar-
beitgeber nämlich in dem Punkt ei­
nig, dass der Gesetzgeber, sprich die 
regierung, sich aus der lohnbildung 
raushalten soll. in Schweden einig­
ten sich tarifparteien und regierung 
bereits 1938 auf diesen Grundsatz, 
der auch manchmal „Schwedisches 
Modell“ genannt wird. Löhne wer-
den ausschließlich zwischen Gewerk-
schaften und Arbeitgebern ausge­
handelt und in tarifverträgen fest­
gelegt.

entsprechend kommt das thema 
immer wieder auf, so auch in die­
sem Sommer. Die Schlachtordnung 
ist immer die gleiche: Die eher lin­
ken Parteien sind dafür, die rechten 
dagegen. interessanterweise und im 
Unterschied zu Deutschland lehnen 
auch die Gewerkschaft en mehrheit-
lich einen gesetzlichen Mindestlohn 
ab und verweisen auf von ihnen mit­
verhandelte tarifverträge, die wert­
voller seien, weil sie eben nicht nur 
das Geld, sondern auch die Arbeits-
bedingungen insgesamt regeln. 

Das Argument ist vernünf tig, 
schaut man zurück nach Deutsch­
land: Dort sitzen in der tarifkom­
mission nämlich keine experten, 
sondern tarifpartner. Nicht diesel­
ben, aber immerhin die gleichen 
leute wie bei tarifverhandlungen. 
Was an dem einen tisch nicht ge­
lingt, soll am anderen tisch gelin­
gen? 

in italien gibt es ein großes Netz 
von tarifregelungen, allerdings ei­
nes mit vielen löchern. Mehrere 
Millionen Menschen stehen ohne 
den Schutz von tarifregelungen da, 
und vor allem für jene wollen die 
oppositionellen Sozialdemokraten, 
neuerdings geführt von elly Schlein, 
und die Fü nf­Sterne­bewegung un­
ter der Führung des früheren Mi­
nisterpräsidenten Guiseppe Conte 
einen Mindestlohn von neun euro 
einführen.

Eine Erhöhung des Mindestlohns um 41 Cent/Std. 
reicht angesichts der Rekordinfl ati on nicht aus
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 „Mindestlöhne“ heißen in diesen 
Vertragswerken dann „einstiegsge­
hälter“, sind je nach Branche unter-
schiedlich und oft auch nach Alter 
gestaffelt. Das System funktioniert 
dank starker Gewerkschaft en, gut 90 
Prozent der schwedischen Arbeitneh­
mer und Arbeitnehmerinnen werden 
nach tarif bezahlt, eine hohe Quote, 
die seit Jahrzehnten stabil ist. Ähnlich 
sieht es in Dänemark aus. im rest eu­
ropas sind die Anteile viel niedriger. 
Weil viel mehr beschäftigte nach 
tarif bezahlt werden als sonst in eu­
ropa, halten die beiden Staaten den 
Mindestlohn einfach nicht für not­
wendig. Die im Herbst beschlossene 
eU­richtlinie lehnen beide länder 
ab, auch auf Drängen der Gewerk-
schaft en.

GROSSBRITANNIEN               

In Großbritannien wird der ge-
setzliche Mindestlohn jedes Jahr 

zum 1. April neu berechnet. Der­
zeit liegt er für Menschen über 23 
Jahren bei 10,42 Pfund pro Arbeits­
stunde, was umgerechnet 12,19 
euro entspricht. Wer jünger ist, be­
kommt weniger.

Die Höhe des jeweiligen Mindest­
lohns besti mmt die Regierung; sie 
stützt sich dabei auf die empfeh­
lung einer Kommission von Arbeits­
marktexperten. Die Kommission 
ist unabhängig und berücksichti gt 
bei ihrer berechnung vor allem die 
lebenshaltungskosten sowie die 
allgemeine wirtschaftliche lage. 
im April dieses Jahres wurde der 

Mindestlohn zuletzt um fast zehn 
Prozent angehoben, um die hohe 
Infl ati on auszugleichen. Der Min-
destlohn gilt grundsätzlich in allen 
landesteilen des Vereinigten Kö­
nigreichs. 

Da das leben in london aber 
sehr viel teurer ist als anderswo in 
Großbritannien, gibt es eine spezi-
elle Mindestlohn­empfehlung für 
die Hauptstadt. Statt  nur den ge-
setzlich vorgeschriebenen Satz von 
10,42 Pfund zu zahlen, wird an Un­
ternehmen im Großraum London 
appelliert, ihn auf 11,95 Pfund pro 
Arbeitsstunde zu erhöhen. 

Das „Schwedische Modell“ funkti oniert dank starker 
Gewerkschaft en. Gut 90 Prozent der schwedischen 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen werden nach Tarif 

bezahlt, deshalb wird ein gesetzlicher Mindestlohn 

nicht für notwendig gehalten. 

Prakti kumsstelle

Für das MALTA (Treff  für Arbeits-

lose in Münster und Anlaufstelle 

für Fragen rund um das Thema 

Arbeit und Arbeitslosigkeit) 

suchen wir 

Prakti kant*innen 

der sozialen Arbeit 

(gern mit Migrati onsgeschichte).

Ihr könnt euch unter der 

Rufnummer 0251 4140553 

bei uns melden oder auch per 

E-Mail (malta@maltanetz.de) 

bewerben.

M ontag 10:00 – 16:00 Uhr SERVICEZEIT

Dienstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT
 14:00 – 16:00 Uhr Ideenschmiede
 16.00 – 18:00 Uhr Computerkurs

Mittwoch 10:00 – 11:30 Uhr Der Pfl anzendoktor
 11:30 – 13:30 Uhr Teamsitzung bzw. -schulung
 14:00 – 16:00 Uhr Sprachkurs
 16:00 – 18:00 Uhr Mehr Lebensqualität

Donnerstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT (für alle)
 14:00 – 18:00 Uhr SERVICEZEIT (nur für Frauen)

Freitag 10:30 – 13:00 Uhr Freitagsfrühstück
 13:00 – 16:00 Uhr off ener Treff 
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Eine europäische Richtlinie zu 

transparenten und vorhersehbaren 

Arbeitsbedingungen ist in das deut-

sche Recht übernommen worden. 
Das neue Gesetz trat zum 1. August 
2022 in Kraft . Seitdem müssen 
 Arbeitgeber ihre Arbeitnehmer*-

innen bei Arbeitsbeginn über mehr 

Inhalte ihres Arbeitsvertrages 

schrift lich informieren. 

e
inige neue regelungen hin zu 
mehr Verlässlichkeit und 
Vorhersehbarkeit sind eben­
falls getroff en worden. Kern 

sind im Wesentlichen Nachweis­
pfl ichten, die es für die Arbeitneh-
mer*innen erleichtern sollen, ihre 

rechte einzufordern und durchzu­
setzen. 

Der DGB und seine Mitgliedgewerk-
schaften haben die Umsetzung der 
eU­richtlinie über transparente und 
vorhersehbare Arbeitsbedingungen 
ausdrücklich begrüßt. Gleichwohl 
fehlen in der erfolgten Umsetzung 
wichtige Aspekte, die eine rechts­
durchsetzung auch tatsächlich er­
leichtert hätt en. Der DGB begrüßt, 
dass der Arbeitgeber den Arbeitneh­
mer*innen nunmehr über weitere 
vereinbarte bedingungen einen 
schriftlichen Nachweis erbringen 
muss. Der erste Schritt  zur Rechts-
durchsetzung ist die Kenntnis der 
Vertragsbedingungen. Eine schrift li-
che Bestäti gung erfüllt hierbei nicht 

nur den zweck, dass man weiß, was 
vereinbart ist. Sie erleichtert es 
auch vor Gerichten den Beweis zu 
erbringen, dass eine Vereinbarung 
tatsächlich getroff en wurde. Sehr gut 
ist ferner, dass nunmehr eindeuti g im 
Gesetz eine Fortbildung als Arbeitge-
beraufgabe klargestellt wird. Wenn 
ich die Fortbildung zur erbringung 
meiner Arbeits leistung brauche und 
der Arbeitgeber verpfl ichtet ist, sie 
anzubieten, dann muss er sie auch 
bezahlen und sie muss in der Arbeits­
zeit liegen.

Was regelt das
Nachweis gesetz?

Das Nachweisgesetz regelt, dass 
Arbeitnehmer*innen bei beginn der 

Mehr Verlässlichkeit 
und Vorhersehbarkeit im Job
Bessere Dokumentati on durch europäische Richtlinie: 
Gesetz macht Arbeitsbedingungen transparenter
Ein Gastbeitrag von Carsten Peters 1
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Tätigkeit Informationen über die ge­
troffenen wesentlichen Vereinbarun­
gen schriftlich auszuhändigen sind. 
Denn obwohl viele einen schriftlichen 
Arbeitsvertrag haben, ist das für ei­
nen rechtskräftigen Vertrag keine Vo­
raussetzung. Grundsätzlich kann je­
der Arbeitsvertrag auch mündlich 
oder sogar durch einfaches „losar­
beiten“ geschlossen werden. Das 
Nachweisgesetz ermöglicht es dem/
der Arbeit nehmer*in, einen ent­
sprechenden schriftlichen Beleg dar­
über zu erhalten, was genau mit 
dem Arbeitgeber vereinbart wurde 
und das unabhängig vom Arbeits­
vertrag.

Über welche bedingungen genau 
der Arbeitgeber schriftlich unter­
richten muss, ist in § 2 des Nach­
weisgesetzes geregelt. Das Nach­
weisgesetz und die Verpflichtung, 
wesentliche Informationen mitzutei­
len, gab es schon vorher. Jetzt sind 
es aber mehr Vereinbarungen, die 
der Arbeitgeber schriftlich bestäti­
gen muss.

So bestand schon immer eine Ver­
pflichtung, darüber zu unterrichten, 
wer überhaupt einen Ver trag 
schließt – das klingt sehr banal. Ist 
aber heute angesichts komplizierter 
Firmenverflechtungen für die einzel­
ne Arbeit nehmer*in manchmal gar 
nicht so leicht zu durchschauen. 
Auch wann das Arbeitsverhältnis be­
ginnt, wo gearbeitet wird, was gear­
beitet wird und wie lange man für 
wieviel Geld arbeitet, muss der Ar­
beitgeber aufschreiben. Auch wenn 
tarifverträge im Arbeitsverhältnis 
gelten sollen, muss der Arbeitgeber 
das schriftlich bestätigen. Neu ist, 
dass auch auf anwendbare „kirchli­
che Vertragsbedingungen“ – also die 
AVR (Diakonie, Caritas etc.) – hinge­
wiesen werden muss.

Die Nachweispflichten des Arbeit­
gebers wurden um einige wichtige 
Aspekte ergänzt:

Das Arbeitsentgelt muss jetzt viel 
genauer durch den Arbeitgeber an­
gegeben werden: Jeder bestandteil 
(zum beispiel eine Prämie, zulage, 

zuschlag) muss einzeln aufgelistet 
werden. Die Angabe nur einer brut­
tosumme ist nicht mehr ausreichend. 
Vielmehr muss man genau erkennen 
können, wie sich das entgelt zusam­
mensetzt.

Die Mitteilung, 
dass die Arbeits­
zeit 40 Stunden 
in der Woche be­
trägt, reicht nun 
nicht mehr aus. 
Der Arbeit geber muss auch sagen, 
welche ruhezeiten und ruhepausen 
vereinbart sind. Konkret ist anzuge­
ben, ob die Möglichkeit der Anord­
nung von Überstunden vereinbart 
ist und unter welchen Voraussetzun­
gen er diese anordnen darf und wie 
sie genau vergütet werden.

Eine wichtige Änderung bei der Ar­
beitszeit besteht auch für Schicht­ 
und Dienstplanarbeiter*innen: Das 
Schichtsystem, der Schichtrhythmus 
und vor allem auch die Vorausset­
zungen für Schichtänderungen müs­
sen ausgewiesen werden. ein einfa­
che Formulierung wie „die Vertei­
lung der Arbeitszeit erfolgt nach be­
trieblichen erfordernissen unter be­

rücksichtigung billigen Ermessens“ 
gehört damit bei der Arbeit nach 
Schicht­ und Dienstplänen der Ver­
gangenheit an. 

Früher musste der Arbeitgeber 

übri gens nur auf die Kündigungsfris­
ten hinweisen. Neu ist jetzt, dass 
der Arbeitgeber die Arbeit neh­
mer*innen auch über das einzuhal­
tende Verfahren unterrichten muss.

 

Bis wann muss der  

Arbeitgeber was mitteilen?

Ab dem ersten tag: Name und An­
schrift der Vertragsparteien sowie 
die zusammensetzung und die Höhe 
des entgelts. Hierbei muss auch 
über die Vergütung von Überstun­
den, die zuschläge, die zulagen, Prä­
mien und Sonderzahlungen sowie 
alle anderen bestandteile des Ar­
beitsentgelts unterrichtet werden. 

Das Nachweisgesetz ermöglicht es Arbeit nehmer*­

innen, einen schriftlichen Beleg darüber zu erhalten, 
was genau mit dem Arbeitgeber vereinbart wurde
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Wichti g ist auch, dass jeder Entgelt-
bestandteil einzeln anzugeben ist. 
eine pauschale Summenbildung ist 
damit nicht mehr möglich. Hinzu 
kommt die Unterrichtung über die 
Arbeitszeit.

Ab dem siebten tag muss Folgen­
des nachgewiesen werden: Der be­
ginn des Arbeitsverhältnisses, eine 
etwaige befristung, der Arbeitsort, 
die Dauer einer Probezeit, bei Ab­
rufarbeit die speziellen Vereinba­
rungen, außerdem, sofern verein­
bart, über die Möglichkeit, Über­
stunden anzuordnen und deren Vor­
aussetzung dafür. Spätestens nach 
einem Monat müssen die weiteren 
wesentlichen Vertragsbedingungen 
nachgewiesen werden. 

Was passiert, wenn Arbeit-
geber ihrer Nachweispfl icht 
nicht nachkommen?

Früher sah das Nachweisgesetz 
keine rechtsfolgen vor. Das ändert 
sich jetzt. Dem Arbeitgeber kann ein 
bußgeld von bis zu 2000,­ euro auf­
erlegt werden, wenn er seiner Ver­
pfl ichtung nicht nachkommt. 

Beschäft igte selbst haben einen so-
genannten individualrechtlichen An­
spruch auf erteilung des Nachwei­
ses. Das heißt, wenn der Arbeitge­
ber das unterschriebene Papier 
nicht aushändigt, kann man es beim 
Arbeitsgericht einklagen. Unter Um­
ständen kommt auch ein Schadener­
satzanspruch in betracht, wenn der 
Arbeitgeber einem keinen Nachweis 
erteilt – das kommt aber immer auf 
den einzelfall an. Voraussetzungen 
für einen solchen Anspruch ist erst 
einmal, dass man überhaupt fi nanzi-
elle Nachteile erleidet, weil der Ar­
beitgeber einem die wesentlichen 
Bedingungen nicht schrift lich mitge-
teilt hat. in der rechtsprechung an­
erkannt ist dies zum beispiel beim 
Versäumen von tarifvertraglichen 
Ausschlussfristen.

Eine Ausschlussfrist wird regelhaft  
in tarifverträgen vereinbart. Sie be­
wirkt, dass man Ansprüche aus dem 
Arbeitsverhältnis nach einem gewis­
sen zeitablauf (in der regel drei bis 

sechs Monate) nicht mehr fordern 
kann, weil sie erlöschen. Der Scha­
denersatzanspruch bewirkt dann 
Folgendes: Weist der Arbeitgeber 
entgegen seiner Verpfl ichtung nicht 
auf die anwendbaren tarifverträge 
hin, so kann der/die Arbeitnehmer*in 
ihre Ansprüche noch geltend ma­
chen, obwohl sie eigentlich wegen 
der Ausschlussfrist im tarifvertrag 
verfallen wären. 

Rechtsanspruch auf 
Fortbildungen

In der Vergangenheit gab es häufi g 
Konfl ikte um die Frage, wann für die 
Arbeitsleistung erforderliche Fort­
bildungen stattfinden – innerhalb 
oder außerhalb der Arbeitszeit.

Auch die Pfl icht des Arbeitgebers, 
die Kosten für diese Fortbildungen 
zu übernehmen, war manchmal 
schwierig gegenüber dem Arbeitge­
ber zu verdeutlichen. Dafür  wurde 
ein neuer rechtsanspruch ge­
schaff en. 

In § 111 Gewerbeordnung (GewO) 
steht nun, dass der Arbeitgeber die 
Kosten einer Fortbildung tragen 
muss und diese in der Arbeitszeit 
liegen soll. Aber Achtung: Das gilt 
nur für Fortbildungen, zu denen Ar­
beitgeber gesetzlich oder aufgrund 
eines tarifvertrags oder einer be­
triebs­ oder Dienstvereinbarung 
verpflichtet sind! Damit ist nicht 
jede Fortbildung eingeschlossen, die 
für den/die Arbeitnehmer*in viel­
leicht sinnvoll, aber eben nicht ver­

pfl ichtend ist. Solch eine Verpfl ich-
tung besteht zum beispiel in vielen 
branchen für den erste­Hilfe­Kurs. 
Das Abtun des Kurses als „Freizeit“ 
gehört nun klar der Vergangenheit 
an. Kann die Fortbildung nicht in der 
Arbeitszeit liegen, so ist klargestellt, 
dass die teilnahmezeit selbstver­
ständlich Arbeitszeit ist.

Ist das nicht alles eigentlich 
selbstverständlich?

Ja, eigentlich müssten alle Nach­
weispfl ichten längst Beachtung fi n-
den – in nicht wenigen Arbeitsver-
hältnissen ist das jedoch keineswegs 
selbstverständlich. 
Alle Arbeitnehmer*innen müssen 
ihre rechte und die in ihrem Arbeits­
verhältnis getroff enen Vereinbarun-
gen kennen. Denn nur dann können 
Arbeitnehmer*innen diese auch ge­
genüber dem Arbeitgeber einfordern 
und im zweifel einklagen. Falls es zu 
einer gerichtlichen Auseinanderset­
zung kommt, bietet ein schrift licher 
Nachweis immer noch die beste be­
weismöglichkeit. 

Wichtig ist, und so sehen es die 
neuen regelungen vor, dass allen 
Arbeitnehmer*innen die Gelegen-
heit gegeben wird, ihre Nachweise 
wirklich zu Hause zu haben – denn 
Auseinandersetzungen kommen 
häufi g unerwartet.
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1  Gastautor Carsten Peters ist 

 stellver tretender DGB­Stadtverbands­

vorsitzender in Münster.
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„e
in ekelhaftes Geschäft“ hieß 
unser beitrag in der letzten 
SPerre zum lkw­Streik an 

der Raststätte Gräfenhausen bei 
Darmstadt. er handelte von der Aus­
beutung in internationalen Arbeits­
verhältnissen, die sich in osteuropä­
ischen Speditionen und Sub­Sub­
Unternehmen breitgemacht hat. 

Globalisierung und Lieferketten ha­
ben „wilde“ Arbeitsverhältnisse im 
transportwesen etabliert. 

Die SPerre berichtete über den 
polnischen Speditionsbetrieb Mazur, 
der seinen Fahrern, meist aus Geor­
gien oder Usbekistan, mona telang 
den lohn schuldig blieb. Die Fahrer 
hatten Schulden machen müssen, 
weil der Unternehmer sie nicht be­

zahlte. Darum hatten sich an der 
Raststätte Gräfenhausen-West 
schließlich 60 Fahrer mit ihren lkw 
versammelt. Sie weigerten sich ge­
meinsam weiterzufahren, solange 
die löhne nicht gezahlt sind. 

erst schickte der Spediteur eine 
Security­Firma mit gepanzerten 

Fahr zeugen nach 
Gräfenhausen, 
um mit Gewalt 
den Protest zu 
zerschlagen. Das 
verhinderte die 
hessische Poli­
zei. Weil ein Auf­
traggeber, Gene­

ral electric, we­
gen der ausblei­
benden l iefe ­
rung Strafzah­
lungen verlang­
te, hatte Mazur 
ende April nach­
gegeben.  A l le 

Fahrer haben ihren lohn erhalten, 
weil kein lkw freigegeben wurde, 
solange noch einem Fahrer der 
lohn fehlte. Unser Nachtrag hieß 
dann: „Lkw-Streik beendet“.

Jetzt aber geht es weiter. Wieder 
versammeln sich seit Juli lkw­Fah­
rer der Spedition Mazur in Gräfen­
hausen. Wieder protestieren sie 
wegen nicht gezahlter löhne. ein 

erster Versuch des Unternehmens 
war erfolgreich: 20 Fahrer gaben 
ihre lkw frei, nachdem Mazur ihnen 
ihren Lohn gezahlt hatte. Die ande­
ren streiken weiter – und werden 
mehr. Anfang August waren bereits 
über 100 lkw an der Autobahn ver­
sammelt. 

Urlaubende Pkw­Fahrer*innen 
und andere beteiligte beschweren 
sich über die weitgehend blockier­
te raststätte. in der regel jedoch 
erhalten die Fahrer viel Unterstüt­
zung aus der bevölkerung. im April 
hatten sich Gewerkschafter aus 
den Niederlanden und Deutschland 
(„Faire Mobilität“) unterstützend 
an der Auseinandersetzung und 

den Verhandlungen beteiligt. Jetzt 
sind sie wieder herbeigerufen wor­
den. 

Ein „Erfolg“ der Europäischen Eini­
gung ist die Ausweitung des Waren­
verkehrs in der eU, mit den vollen 
Autobahnen, mit immer mehr lkw 
an Raststätten – und mit ganz 
schlechten Arbeitsbedingungen der 
Fahrer. Wir sind gespannt, ob die eU­
Politik in der Lage ist, solche Miss­
stände zu verhindern. avo

https://www.labournet.de/interventio­

nen/solidaritaet/mind­55­lkw­fahrer­aus­

georgien­und­usbekistan­streiken­auf­

der-autobahnraststaette-bei-darmstadt-
fuer­ihren­lohn­von­der­polnischen­ 

firmengruppe-mazur/

Fahrer-Streik  
geht in die nächste Runde
Wir berichteten: Fortsetzung in Gräfenhausen

Wieder versammeln sich seit Juli Lkw-Fahrer  
der Spedition Mazur in Gräfenhausen. Wieder  
protestieren sie wegen nicht gezahlter Löhne. 
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Reichen die zusätzlichen 
2,4 Milliarden Euro?
bundesregierung quält sich zur Kindergrundsicherung

Foto: Agneta Becker

von Werner Szybalski
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Die Bundesregierung stritt mal wie-

der. Ende August fand im Kanzleramt 
ein „Schlichtungsgespräch“ statt, bei 
dem sich Familienministerin Lisa Paus 

(Grüne) und Finanzminister Christian 
Lindner (FDP) auf eine gemeinsame 

Linie in dem für Kinder und Jugend-

liche wichtigsten Reformprojekt der 
Ampelregierung einigen sollten –  

der Kindergrundsicherung. 

„D
er Kinderschutzbund und 
die Wohlfahrtsverbände 
sprechen von rund 20 Mil­

liarden Euro“, erklärte Torben Ober­
hellmann vom Kinderschutzbund 
Münster am 26. August im interview 
mit den Westfälischen Nachrichten 
zum Finanzbedarf für die Kinder­
grundsicherung in Deutschland. Die 
Familienministerin hatte zuvor den Fi­
nanzbedarf auf rund zwölf Milliarden 
Euro beziffert und der Finanzminister 
wollte zwei Milliarden zur Verfügung 
stellen. Nach Vorgespräch im Kanz­
leramt und der Kabinettsklausur auf 
Schloss Meseberg steht nun fest: im 
bundestagswahljahr 2025 sollen ab Ja­
nuar 2,4 Milliarden euro zusätz lich für 
die Kindergrundsicherung im bundes­
haushalt zur Verfügung stehen.

Die Kindergrundsicherung soll vor 
steigender Kinderarmut schützen 
oder diese im idealfall sogar besei­
tigen. Aber unabhängig von der Fra­
ge, was mit den in Aussicht gestell­
ten Geldern, die bei Bedarf bis auf 
sechs Milliarden aufgestockt werden 
könnten, tatsächlich erreicht wer­
den kann:  Der  bund zieht sich dem­
nächst mehr Verantwortung für die 
bekämpfung von Armut bei Kindern 
und Jugendlichen in Deutschland ab 
2025 an. Denn die Auszahlung für alle 
leistungen soll durch eine amtliche 
Stelle in der Mitverantwortung des 
bundes erfolgen. in Münster, so die 
Antwort der Stadt, werde die Kinder­
grundsicherung beim vom bund ge­
meinsam mit der Stadt betriebenen 
Jobcenter angesiedelt.

Derzeitig sind in Münster noch fünf 
öffentliche Einrichtungen mit Leistun­

gen für Kinder und Jugendliche be­
traut. An vorderster Stelle das Job­
center, das zum beispiel das bürger­
geld (ehemals Hartz iV) gemäß So­
zialgesetzbuch (SGB) II auszahlt, das 
Sozialamt (Leistungen nach SGB XII 
und dem Asylbewerberleistungsge­
setz), das Amt für Wohnungswesen 
und Quartiersentwicklung (Wohn­
geld), das Jugendamt (leistungen 
nach dem SGB VIII) und die Agentur 
für Arbeit bzw. Familienkasse rheine 
(Kindergeld und Kinderzuschlag).

Diese leistungen sollen ab 2025 alle 
vom Jobcenter gezahlt werden. Da­
bei ist mit einer Steigerung der zah­
lungen zu rechnen. Auch deshalb, da 
zukünftig die Kindergrundsicherung 
inklusive aller leistungen von der Hol­
schuld der bedürftigen Familien (sie 
müssen selbst aktiv werden) zu einer 
bringschuld des Staates werden soll. 
bund und Kommune müssen sich ab 
2025 also darum kümmern, dass alle, 
die ein Anrecht auf die leistungen für 
Kinder und Jugendliche haben, diese 
auch tatsächlich bekommen.

2021 – heute sind die Zahlen unter 
anderem durch Flüchtlinge aus der 
Ukraine deutlich höher – 
lebten in Münster 27.310 
Kinder im Alter von null 
bis neun Jahren und 
27.235 junge Menschen 
im Alter von zehn bis 19 
Jahren. ende vergange­
nen Jahres bezogen vom Jobcenter 
der Stadt Münster 3629 bedarfsge­
meinschaften mit mindestens einem 
Kind unter 18 Jahren leistungen nach 
dem SGB II. Davon waren rund 55 Pro­
zent ein­eltern­Familien. insgesamt 
waren, so die Stadt Münster, 7063 
Kinder unter 18 Jahren (8693 Kinder 
und Jugendliche unter 25 Jahren) in 
Bedarfsgemeinschaften erfasst. Der 
durchschnittliche Zahlungsanspruch 
für eine Alleinerziehende betrug im 
April 2023 1169,08 euro beziehungs­
weise 1631,91 euro bei bedarfsge­
meinschaften. 

Die Not ist auch in Münster groß. Die 
SGB-II-Hilfequote für Kinder-und Ju­
gendlichen unter 25 Jahren beträgt in 
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der Domstadt aktuell 5,6 Prozent. Die 
Quote für Kinder­und Jugendlichen 
unter 18 Jahren ist sogar deut lich hö­
her. Sie beträgt 14,5 Prozent, ist aber 
im Vergleich zum Dezember 2017 um 
1,5 Prozent gesunken. bundesweit, so 
die Erhebung des Statistischen Bun­
desamtes, die im Juli veröffentlicht 
wurde, sind rund ein Viertel aller Kin­
der und Jugendlichen in Deutschland 
– also rund zehn Prozent mehr als in 
der Stadt Münster – von  Armut oder 
sozialer Ausgrenzung bedroht.

Ausgezahlt werden in Münster 
knapp fünf Millionen euro monatlich 
oder knapp 60 Millionen euro jähr­
lich. Das verdeutlicht, warum die in 
Aussicht gestellten zusätzlichen 2,4 
Milliarden im Jahr kaum für den zu­
sätzlichen bedarf ausreichen.

Durch die Bringschuld der öffent li-
chen Hand entstehen zusätzliche be­
darfe – Schätzungen besagen, dass 
heute durch Scham oder durch büro­
kratische Schwierigkeiten jede*r 
zweite Bedürftige abgehalten wird, 
einen Antrag zu stellen. Die verschie­
denen Sozialleistungen in einer be­
hörde zu bündeln, wird die Sache 
künftig auf jeden Fall einfacher ma­
chen. 

Rund ein Viertel aller Kinder und  

Jugendlichen in Deutschland sind von  

Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht.
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L
aufende Einnahmen: Hier 
gab es nur geringfügige 
Verbesserungen. es bleibt 
bei den 100,­ euro, die zu­

nächst anrechnungsfrei sind. Und 
bis 520,­ euro einkommen bleibt 
es bei den 20 Prozent zusätzlichem 
Freibetrag. Neu ist die einführung 
eines Freibetrages in Höhe von 30 
Prozent für einkommen zwischen 
520,­ und 1000,­ euro. 
Unverändert gibt es zusätzlich 10 
Prozent Freibetrag von 1000,­ bis 
1200,­ euro ohne Kind bzw. mit 
Kind bis 1500,­ euro.

Beispiel: anrechenbares 
einkommen in Höhe von 1500,­ 
euro mit einem Kind.

1.  Grundfreibetrag 100,- Euro

2. Freibetrag in Höhe von 84,­ euro 
(20 Prozent von 420,­ euro)

3.  zusätzlicher Freibetrag 
in Höhe von 144,­ euro 
(30 Prozent von 480,­ euro)

4.  ein weiterer Freibetrag 
in Höhe von 50,­ euro 
(10 Prozent von 500,­ euro)

Insgesamt beläuft  sich der Freibe-
trag in diesem beispiel auf 378 euro. 
Die alte regelung sah hier einen Frei­
betrag von 330,­ euro vor. es gibt also 
ein zusätzliches Plus in Höhe von 48,­ 
euro. eine Verbesserung, die diesen 
Namen verdient, sieht anders aus.

Deutliche Veränderungen gibt es 
bei dem thema einmalige Einnah-
men. Dies sind in diesem beispiel 
einnahmen wie  Steuerrückerstat­
tungen, Urlaubsgeld, Weihnachts­
geld, einnahmen aus Spielgewinnen 
etc. bisher wurden diese einnahmen 
in der regel auf einen zeitraum 

Das neue Bürgergeld
Was sich jetzt ändert bei der Anrechnung von einkommen

Von Norbert Att ermeyer

Das Bürgergeld hat am 1. Januar 2023 Hartz IV abgelöst. Seitdem haben eine Menge neuer 
 Besti mmungen alte abgelöst. Vieles hat sich dadurch nicht wirklich verbessert, einiges aber schon. 
Im folgenden Arti kel geben wir einen Überblick über Änderungen, die Einnahmen betreff en.
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 verteilt auf sechs Monate angerech­
net. Dies ist jetzt deutlich anders: 
Im Monat des Zufl usses dieser Ein-
nahmen werden sie voll auf die leis­
tungen angerechnet. im Folgemonat 
werden sie aber nun dem Vermögen 
zugeschrieben. 

Beispiel: Hannah erhält eine 
Einkommenssteuerrückerstatt ung 
in Höhe von 2300,­ euro. 
Monatlich erhält sie leistungen 
vom Jobcenter in Höhe von 900,­ 
Euro. Die Steuererstatt ung wird 
im ersten Monat voll angerech­
net. Was nach diesem Monat von 
dem Geld noch übrig ist, kann sie 
aber komplett  behalten – sofern 
sie ihre Vermögensfreigrenze 
noch nicht überschritt en hat. 
(Diese liegt für Alleinstehende bei 
15.000,­ euro.)

Aber auch hier lohnt es sich, das 
Kleingedruckte zu lesen. Denn Nach-
zahlungen von Sozialleistungen wie 
Kindergeld, Arbeitslosengeld oder 
Krankengeld sind von dieser rege­
lung ausgeschlossen. begründet hat 
die regierung das damit, dass die be­
rücksichtigung von Nachzahlungen 
nur im Zufl ussmonat „missbräuchlich 
genutzt werden“ könnte und die „Be-
rücksichtigung von Nachzahlungen 
von Sozialleistungen in nur einem 
Monat die Leistungsberechti gten un-
angemessen bevorteilen“ würde. 

Diese Unterstellung wird vom Ge-
setzgeber aber nur einfach so be­

hauptet und nicht belegt. Und so wie 

es aussieht, scheint es auch ganz ohne 

belege zu gehen. Kurzum, es bleibt in 

diesen Fällen bei der alten regelung: 

Sollte eine Nachzahlung in einem Mo­

nat höher ausfallen als die leistungen 

des Jobcenters, so wird der überschie­

ßende betrag auf sechs Monate ver­

teilt angerechnet. Nix mit Vermögen.

Aufwandsentschädigungen aus eh­

renamtlicher und nebenberuflicher 

tätigkeit sind bis 3000,­ euro jähr­

lich anrechnungsfrei. zusätzlich zu 

der bisherigen regelung (monatlich 
250,­ euro Aufwandsentschädigung 
anrechnungsfrei) kann die Aufwand­
sentschädigung auch aus einem hö­
heren zufluss im Monat bestehen. 
entscheidend ist nur, ob die jährliche 
obergrenze von 3000,­euro über­
schritt en wird.

eine erhebliche Veränderung gab 
es beim Mutt erschaft sgeld. Dieses 
wir nun nicht mehr als einkommen 
angerechnet. bisher entstand hier­
bei ein erheblicher Verwaltungsauf­
wand, weil das Mutterschaftsgeld 
häufi g erst nachträglich gezahlt wur-
de. Was wiederum zu Aufh ebungs- 
und Erstatt ungsbescheiden führte. 
eine erleichterung also für alle be­
troff enen.

Große Veränderungen gab es auch 
bei dem thema Erbschaft en. im zu­
fl ussmonat der Erbschaft  wird diese 
nicht mehr als einkommen ange­
rechnet. Und im Folgemonat wird 
sie direkt dem Vermögen zugeord­
net. Es fi ndet also keine Anrechnung 
statt, solange die Vermögensfrei­
grenze hierdurch nicht überschrit­
ten wird. 

Neu geregelt ist auch das Schüler-
einkommen. Während der Ferien 
erzieltes einkommen ist unabhängig 
von der Höhe anrechnungsfrei. ent­
scheidend ist nur, dass das einkom­
men während der Ferien erzielt wur­
de. Wenn das Geld erst später zufl ie-
ßen sollte, ändert das nichts an der 
Anrechnungsfreiheit.

eine besonderheit stellt die Neu­
regelung bei der Anrechnung von 
Einkommen bei jungen erwerbs-
täti gen Personen dar. Wenn junge 
Menschen bis zum Alter von 25 Jah­
ren neben einer Ausbildung einkom­
men erzielen, gilt nun ein deutlich 
höherer Grundfreibetrag. Gemeint 
sind Ausbildungen, die dem Grun-
de nach mit bafög gefördert wer­
den können, sowie natürlich auch 
betriebliche Ausbildungen. Auch die 
teilnahme an einer berufsvorberei­
tenden Maßnahme zählt dazu sowie 
die Mitarbeit im bundesfreiwilligen­
dienst. 

Für alle diese Fälle gilt: Wer neben 
seiner tätigkeit (Ausbildung etc.) 
 ein kommen erzielt, erhält einen 
Grund freibetrag in Höhe von zur Zeit 
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520,­ euro. Hiermit soll 

ganz offiziell ein An­

reiz geboten werden, 

neben der Ausbildung 

einer Erwerbstäti gkeit 
nachzugehen. Natür­

lich nur, wenn das die 

belastung durch die 

Ausbildung zulassen 

sollte. es kann aber 

auch sein, dass der 

Gesetzgeber  ganz 
einfach erkannt hat, 

dass manche A u s ­

bildungsvergütung 

oder das bafög sowie­

so nicht zum leben 

reichen. 

in der nächsten Aus­

gabe widmen wir uns 

den Veränderungen 

bei der Anrechnung 

von Vermögen im neu­

en bürgergeld.
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„Mit größter Sorge“ blickt der 

Paritäti sche Wohlfahrtsver-
band auf die von der Bundes-

regierung geplanten massiven 

Haushaltskürzungen. 

„O
bwohl die Steuereinnah­
men des bundes im näch­
sten Jahr deutlich steigen 

werden, plant die bundesregierung 
eine drasti sche Reduzierung der För-
derungen gemeinnütziger Dienste, 
der Kinder – und Jugendhilfe, der 

Freiwilligendienste und der integra­
ti ons- und Unterstützungsangebote 
für Gefl üchtete und Zugewanderte,“ 
schreibt der Paritäti sche Münster in 
seinem brief an die bundestagsabge­
ordneten aus Münster. 

Nach der Pandemie und den „mas­
siven Kostensteigerungen durch en­
ergiepreise, Infl ati on und berechti gte 
Tarifsteigerungen der Beschäft igten“ 
würden viele träger inzwischen 
schon von ihrer Substanz zehren. 
Julia Gakstatter vom Paritätischen 

Münster nennt beispiele aus Mün­
ster, die von den künft ig geplanten 
Kürzungen betroff en sein werden.

Jede vierte Stelle bei den 
Freiwilligendiensten 
fällt weg

ein Viertel der Freiwilligendienste 
(FSJ, FÖJ, FiJ und bFD) soll das bun­
desfamilienministerium einsparen. 
Diese Freiwilligendienste decken 
wichti ge Aufgaben ab und sind eine 
wichti ge Brücke für junge Menschen, 

Der Sozialstaat 
fällt ins Sommerloch
Ein kurzer Blick auf die geplanten Mitt elkürzungen des Bundes
Von Arnold Voskamp
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sich auch anschließend beruflich in 
Erziehung und Pflege zu engagieren. 
Außerdem steht die gerade erst ein­
geführte Förderung der Digitalisie­
rung in der Freien Wohlfahrtspflege 
schon wieder auf der Streichliste des 
Familienministeriums. 

Schwer wiegen die Einschnitte bei 
der Gemeinnützigen Gesellschaft 
zur Unterstützung Asylsuchender 
GGUA . Die Psychosoziale Beratung 
für Geflüchtete Menschen soll das 
Familienministerium um 60 Prozent 
kürzen. Traumatisierte Geflüchtete 
sollen keine therapien und psycho­
soziale Unterstützung mehr bekom­
men. Das bundesinnenministerium 
soll, während besonders viele Ge­
flüchtete aus der Ukraine dazu ge­
kommen sind, seine Förderung der 
Migrationsberatung um 30 Prozent 
zusammensparen. Die 2023 gerade 
erst neu etablierte Asylverfahrens­
beratung für queere und besonders 
verletzliche Geflüchtete soll 2024 nur 
noch halbierte Förderung bekom­
men.

Drastisch will die regierung 400 
(560) Millionen euro bei der Arbeits­
förderung kürzen. Mit den Geflüch­
teten aus der Ukraine sind in den 
Jobcentern 600.000 Menschen zu­
sätzlich aufgelaufen. Die Aufgaben 
der Jobcenter sind außerdem ab 
dem 1. Juli 2023 noch ausgeweitet 
worden. Dafür stehen jedoch kei­
ne zusätzlichen Verwaltungskosten 
zur Verfügung. es werden Mittel 
für die aktive Arbeitsmarktpolitik 

also nicht für die berufliche Einglie­
derung, für Fortbildungen und so 
weiter verwendet, sondern für die 
Verwaltungsaufgaben. Die Mittel 
für die eingliederung werden nun 
weiter gekürzt werden. Das Job­
center Münster erwartet eine Kür­
zung um 1,5 Millionen euro. Andere 
Jobcenter reden schon davon, dass 
sie ihren Arbeitslosen gar keine be­
ruflichen Förderungen mehr geben 
können. Damit un­
terläuft die regie­
rung ihre eigenen 
Versprechungen, 
die sie erst kürzlich 
mit der einführung 
des bürgergeldes 
gegeben hat.

Solche einschnitte schlagen bei 
den Arbeitslosen und natürlich auch 
bei den Trägern von beruflichen Ein­
gliederungsleistungen durch. 

Die berufliche Eingliederung 
junger Leute leidet unter 
dem Sparprogramm

besonders drastisch wird sich bei 
den jungen Menschen unter 25 Jah­
ren auswirken, was der bund für de­
ren berufliche eingliederung plant: 
Sie soll in zukunft allein von den 
Agenturen für Arbeit und nicht mehr 
von den Jobcentern übernommen 
werden. ziel ist, den bund (die Job­
center) von Kosten zu entlasten und 
damit die Arbeitslosenversicherung 

(Arbeitsagenturen) zu belasten. Wer 
20 Jahre zurückdenken kann, wird 
sich erinnern, wie mit der einführung 
von Hartz iV erprobte Strukturen 
der Jugendberufshilfe in den alten 
Arbeitsämtern zerschlagen wurden. 
Neue Wege der zusammenarbeit, 
neue Strukturen mussten über Jahre 
hinweg in den neuen Jobcentern erst 
neu organisiert werden. Jetzt soll das 
alles wieder über den Haufen gewor­

fen und komplett von der Arbeits­
agentur geleistet werden. Die müh­
sam aufgebauten und gepflegten 
Kooperationen gehen erneut verlo­
ren. Dazu sind die Jobcenter bislang 
räumlich viel näher dran als die Ar­
beitsagentur, dies war immerhin mal 
ein Kernstück der Hartz­reformen. 

Die geplanten Mittelkürzungen sol­
len nach der Sommerpause vom Ka­
binett und vom Bundestag beschlos­
sen werden. Für Münster sind an den 
entscheidungen beteiligt: bundesmi­
nisterin Svenja Schulze (SPD), Maria 
Klein­Schmeink, stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende der Grünen, 
sowie der CDU­bundestagsabgeord­
nete Stefan Nacke.

Mit den Mittelkürzungen unterläuft die  
Regierung ihre eigenen Versprechungen, die 

sie erst kürzlich mit der Einführung des  

Bürgergeldes gegeben hat.
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SPERRE: Guten Tag, Michael 

Großhauser. Schön, dass wir 
über Ersatzfreiheitsstrafen 

sprechen können. 
Im Zusammenhang mit dem 

öffentlichen Personenverkehr 

sind wir auf das Thema Schwarz­

fahren gestoßen, auf das Fahren 

ohne Fahrschein. 
Manche „Schwarzfahrer“ landen 

vor Gericht und bekommen eine 

Geldstrafe. Von denen zahlen 
manche die Strafe nicht und 

gehen dafür in den Bau. 
Kommt so etwas bei der FAGA 

vor? Wie kommt es zu dieser 

beson deren Form von Haft ? 

Großhauser: Ja, das kommt bei 
uns vor. ich kann aber nicht sagen, 
welchen Anteil das „Schwarzfah­
ren“ bei unserer Klientel ausmacht. 
Geldstrafen kommen ja bei allen 
möglichen Delikten vor. 

Wer schwarzfährt, kommt nicht 
sofort in den Knast. Eine Geldstra-
fe wird auch nicht unbedingt beim 
ersten Mal, sondern in vielen Fäl­
len erst bei wiederholtem Schwarz­

fahren verhängt. Schwarzfahren an 
sich, also das „erschleichen einer 
Beförderungsleistung“ ist ja eher 
ein bagatelldelikt und in den mei­
sten Fällen eine Folge von Armut 
und fehlender Stabilität der lebens­
situati on. 

Uns beiden würde das wahrschein­
lich doch kaum passieren. Wir zah­
len in der regel unsere Fahrkarten, 
vor allem jetzt mit dem 49­euro­
ticket. Und wenn mal einmal nicht, 
dann können wir die Strafe zahlen, 
und gut ist es. Wer aber sowieso 
schon nicht genug zum leben hat, 
kommt eher in die Situati on, seine 
Fahrkarte nicht zu bezahlen und 
erstrecht nicht das 49 euro­ticket. 
Dann kommt zur nicht bezahlten 
Fahrkarte und anderen Problemen 
die Geldstrafe als nächste Forde-
rung obendrauf. 

Na Super. Aber wie läuft 
denn so ein Verfahren mit 

Geldstrafe ab? 

Das interessante dabei ist: bei ei­
ner Geldstrafe wird der Strafb efehl 

in der regel ohne Anhörung des 
betroffenen erlassen. Der richter, 
die richterin, der Staatsanwalt, die 
Staatsanwälti n befi nden über dein 
Vergehen und eine mögliche Stra­
fe, ohne dich zu befragen. Deine 
materiellen Verhältnisse und deine 
Lebenssituati on kommen nicht zur 
Sprache.

ob du suchtkrank bist, überschul­
det, arbeitslos oder sonst wie in 
einer schwierigen lebenslage, das 
wird zunächst nicht berücksichti­
gt, entschieden wird nach Akten­
lage. Da wird nur geguckt: Du bist 
ein zweites oder drittes Mal ohne 
Fahrschein erwischt worden. Dafür 
kriegst du so und so viele tagessät­
ze Geldstrafe.

Und wie geht das genau?

ohne es genau zu ermitteln, wird 
– vereinfacht gesagt – ein Monats-
einkommen unterstellt. Das wird 
durch 30 geteilt. Du musst dann 
beispielsweise 20 oder 30 tagessät­
ze zu je 30 Euro Geldstrafe bezah-
len. ich wollte schon mehrfach für 

HAFT vermeiden!
ersatzfreiheitsstrafen anstelle von 

Geldstrafen sind fragwürdig

Michael Großhauser arbeitet als Sozialarbeiter bei der Fachstelle zur Ableistung Gemein-

nütziger Arbeit, abgekürzt FAGA. Wer beispielsweise wegen Schwarzfahrens zu einer 
Geldstrafe verurteilt wurde und diese nicht bezahlen kann, 

dem bietet die FAGA einen Rahmen, um anstelle einer 

Ersatzfreiheitsstrafe die Strafe abzuarbeiten. Aktuell 
hat der Bundestag die Regeln für das Verhängen von 

Geldstrafen und von Ersatzfreiheitsstrafen verändert. 
Wir haben Michael Großhauser zum Thema befragt.

Interview: Arnold Voskamp

Michael Großhauser arbeitet als Sozialarbeiter bei der Fachstelle zur Ableistung Gemein-

nütziger Arbeit, abgekürzt FAGA. Wer beispielsweise wegen Schwarzfahrens zu einer nütziger Arbeit, abgekürzt FAGA. Wer beispielsweise wegen Schwarzfahrens zu einer 
Geldstrafe verurteilt wurde und diese nicht bezahlen kann, 

dem bietet die FAGA einen Rahmen, um anstelle einer 

Ersatzfreiheitsstrafe die Strafe abzuarbeiten. Aktuell 
hat der Bundestag die Regeln für das Verhängen von 

Geldstrafen und von Ersatzfreiheitsstrafen verändert. 
Wir haben Michael Großhauser zum Thema befragt.

nütziger Arbeit, abgekürzt FAGA. Wer beispielsweise wegen Schwarzfahrens zu einer 
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einen betroffenen im  Nachhinein 
den tagessatz aktualisieren lassen, 
weil das einkommen tatsächlich 
zu hoch angesetzt war. Das hat im 
Nachhinein nicht geklappt, da die 
Frist hierfür dann schon abgelaufen 
war, ohne dass der Klient, die Klienti n 
das wusste. Das ist schon mal eine 
große Ungerechti gkeit. So kommen 
Geldstrafen zusammen, die der Be-
troff ene nicht bedienen kann, wo er 
doch die Fahrkarte schon nicht be­
zahlen konnte. 

Die normale Vollstreckungsreihen­
folge ist so: Der Strafb efehl kommt 
zu dir nach Hause. Dann hast du eine 
einspruchsfrist von 14 tagen, in der 
du vielleicht noch etwas anführen 
kannst und möglicherweise führt 

in rückstand gerätst, dann kommt 
noch einmal eine Mahnung. Wenn 
dann nichts von dir kommt, dann 
gibt es relati v zügig die Ladung zum 
Haft antritt , zur Ersatzfreiheitsstrafe. 
Für jeden tagessatz musst du bislang 
einen Tag hinter Gitt er. 20 Tagessätze 
bringen also 20 tage Knast.

 

Wenn der mit einer Geldstrafe 

belegte Schwarzfahrer die Strafe 

nicht bezahlt, dann kann er in 

Haft genommen werden. Eigent-
lich steht ja im Gesetz, „Erschlei­

chen einer Beförderungsleistung“ 

ist mit Geldstrafe und nicht mit 

Freiheitsstrafe zu bestrafen. 
Da passt doch etwas nicht. 

ist Personenverkehr im ganzen Staat 

kostenfrei.

Die Mahnung zur Zahlung 

hat nicht funkti oniert, wie 
geht es danach weiter?

Die ladung zum Strafantritt ist 

ziemlich lang, fünf Seiten etwa mit 

viel rechtsbehelf. Auf der fünften 

Seite steht schließlich ein Vordruck, 

dass man zum Ersatz für die Geld-
strafe gemeinnützige Arbeit leisten 

kann. Viele registrieren das nicht, 

da sie gar nicht bis zur letzten Seite 

alles lesen. Die Strafantritt sladung 
musst du erst mal verdauen. Da 

kommt erst mal der Schock. 

Wir haben es mit Armut, mit sozi­

aler Destabilisierung zu tun. Viele 

unserer Klienten sind überschuldet 

und leben von kleinen Jobs und 

Grundsicherung. Wir beobachten 
einen Ansti eg sozialer Notlagen, län-
gere Arbeitslosigkeit oder zu kleine 

einkommen mit ergänzendem bür­

gergeld, Überschuldung, Alkohol­ 

und Drogenabhängigkeit. Da geht 

der Überblick über die lebensge­

staltung verloren, amtliche briefe 

werden nicht mehr aufgemacht und 

so weiter. 

Ersatzfreiheitsstrafe erinnert 

irgendwie an den Schuldturm im 

Mitt elalter. Kurzer Prozess, harte 
Hand. Das macht doch gesell-
schaft liche Folgekosten? 

In der Fachwelt gibt es viel Kriti k 
an der ersatzfreiheitsstrafe, nicht 

nur wegen der hohen Kosten. Die 

ersatzfreiheitsstrafe ist für den ein­

zelnen nur kurz. Es betrifft   aber ins-
gesamt gesehen sehr viele, so dass 

immer mehr als zehn Prozent der 

Gefängnisinsassen wegen nicht be-
zahlter Geldstrafen einsitzen. 

Schwarzfahren hat bei den un­

einbringlichen Geldstrafen und so-
mit bei der Vollstreckung von er­

satzfreiheitsstrafen sicherlich den 

größten Anteil. Genaue Zahlen ha-
ben wir aber nicht. 

Die Haft selbst ist für den Staat 

und somit für uns alle nicht billig. 

dies zu einer mündlichen Verhand­
lung. 

Normal ist: Du musst die Summe 
bezahlen. Du kannst zwar noch ra­
tenzahlung beantragen, jedoch in 
der regel nicht unter 10 bis 15 euro 
monatlich. Und das ist bei bezug von 
bürgergeld oder Arbeitslosenhilfe 
viel Geld, was an anderer Stelle fehlt.

Wieso kommst du dann in 

den Knast?

Wenn du nicht gezahlt und kei­
nen ratenantrag gestellt hast oder 

Genau, Schwarzfahren beschädigt 
gesellschaft liche Werte ja nicht in 
solch einer besonderen Weise, dass 
dafür im Gegenzug in die Freiheit 
des Einzelnen eingegriff en werden 
muss. Im Gegenteil: Die Städte 
Augs burg und erlangen haben be­
schlossen, dass Personenbeförde­
rung auf örtlicher ebene für alle 
kostenfrei zur Verfügung gestellt 
wird. 

Mobilität ist wie Schule oder Justi z 
ein Allgemeingut, man kann nichts 
erschleichen, es steht jedem und 
jeder zur Verfügung. in luxemburg 

„Schwarzfahren 

hat bei den 

uneinbringlichen 

Geldstrafen und 

somit bei der 

Vollstreckung von 

Ersatzfreiheitsstrafen 

sicherlich den 

größten Anteil.“ 

Foto: Agneta Becker
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ein tag im Knast kostet in Nord­
rhein­Westfalen etwa 150 euro. 

Zu den Haft kosten kommen die so-
zialen Kosten: Die Haft  reißt Betrof-
fene aus ihren sozialen bezügen 
heraus, aus ihren Familien, aus ih­
rer Arbeit, aus bildung und Ausbil­
dung. Das schafft neue Probleme, 
die für die Gesellschaft ebenfalls 
nicht kostenlos sind. Maßnahmen 
der resozialisierung können bei 
kurzer Haftdauer nicht greifen, es 
ist nicht möglich, Schulabschlüsse 
nachzuholen oder beruflich etwas 
zu lernen oder sozial etwas zu ord­
nen. 

Wie kommt denn die FAGA und die 

ersatzweise abzuleistende gemein­

nützige Arbeit ins Spiel? 

es heißt im Strafrecht, dass die 
verhängte Geldstrafe bei sogenann-
ter „Uneinbringlichkeit“ ersatzwei-
se durch „freie bzw. gemeinnützige 
Arbeit“ geti lgt werden kann. Dabei 
sind die betroff enen Menschen mit 
ihren vielfältigen Problemlagen in 
erster linie zielgruppe sozialer Ar­
beit und nicht der Justi z, oder an-
ders ausgedrückt: eine erfolgreiche 
Kriminalpoliti k ist immer eine eff ek-
ti ve Sozialpoliti k. 

insofern werden freie träger der 
sozialen Arbeit mit der Vermitt lung 
und betreuung gemeinnütziger Ar­
beit zur Vermeidung der ersatzfrei­

heitsstrafe beauft ragt. Dabei sind 
wir als FAGA nicht nur Unterstüt-
zerin, sondern auch das binde­
glied zwischen der Klientel, den 
Einsatzstellen und der Justi z.

Und wie kommen die 

Leute zur FAGA? 

in der regel bekommen 
wir eine zuweisung durch 
die Staatsanwaltschaft , das 
Amtsgericht oder die be­
währungshilfe. zunehmend 
melden sich die betroff enen 
Menschen direkt bei uns, da sie 
uns kennen, oder werden über an­
dere soziale einrichtungen zu uns 
vermitt elt. 

Wir nehmen dann Kontakt zu den 
Personen auf. Unsere Ansprache 
kommt schon anders an als ein 
amtlicher brief mit Vorladung zum 
Haftantritt. Wir vermitteln dann 
nach einem persönlichen Gespräch 
die Klientin oder den Klienten in 
eine der von uns gefundenen ein­
satzstellen, das heißt unter be­
rücksichtigung der persönlichen 
Situation, passgenau, und beglei­
ten die Person bei der Ableistung 
der Arbeit. Wir haben auch zwei 
eigene Projekte: die bunte Schu­
le, da werden Schulräume gestri­
chen, und unser Grünf lächen-
projekt, in dem es um Pflege von 
Grünflächen geht. 

Das Wichti ge ist, dass wir eine sta-
bile begleitung anbieten. Der stabile 
Arbeitsrahmen hilft  weiter, da kom-
men dringend zu klärende Probleme 
zur Sprache. Wir klären die nicht 
unbedingt selbst, wir vermitteln 
zu Fachberatungsstellen wie einer 
Schuldnerberatung, zu einer Sozial­
beratung und so weiter. Für viele ist 
der persönliche bezug zum Anleiter 
sehr wichti g, um wieder Boden unter 
die Füße zu kriegen. Und wenn man 
mal einen früheren teilnehmer in der 
Stadt trifft  , bekommt man das genau-
so bestäti gt. 

Kommt es oft  zum Abbruch einer 
solchen „Freien Arbeit“? 

Geht es dann in den Knast?

letztendlich ist es so. Wer ab­
bricht, wer nicht mehr zur Arbeit 
kommt, den müssen wir nach ver­
geblichen Versuchen und erneuten 
Vermittlungen melden. Dann folgt 
in der regel nach einer letztmaligen 
Androhung zum Widerruf eine la­
dung zum Strafantritt . Das kommt 
inzwischen leider häufi ger vor. 

Zur FAGA kommen jetzt vermehrt 
Menschen, die mit massiven Pro­
blemen zu kämpfen haben und mit 
ihrer lebenssituation nicht mehr 

Verkürzung der Ersatzhaft  wird verschoben
zum 1. oktober 2023 sollten ersatzfreiheitsstrafen für nicht 

bezahlte Geldstrafen auf die Hälft e verkürzt werden. 
So hatt en es Bundesregierung und Bundestag beschlossen. 
Neun Bundesländer unter Führung Bayerns hatt en ihre 
Zusti mmung verweigert, weil sie die Änderungen im Bereich 
ihrer it nicht so schnell umsetzen können. Die Änderungen 

treten nun erst vier Monate später, also zum 1. Februar 2024 

in Kraft , berichtete die taz in ihrer Ausgabe vom 30.08.2023. 
Vielleicht waren bayern und Co. auch grundsätzlich dagegen. 

Wir vermuten stark: 

Es gab Schwierigkeiten mit „Laptop und Lederhose“. 

heitsstrafe beauft ragt. Dabei sind 
wir als FAGA nicht nur Unterstüt-
zerin, sondern auch das binde­
glied zwischen der Klientel, den 
Einsatzstellen und der Justi z.

wir eine zuweisung durch 
die Staatsanwaltschaft , das 
Amtsgericht oder die be­
währungshilfe. zunehmend 
melden sich die betroff enen 
Menschen direkt bei uns, da sie 
uns kennen, oder werden über an­
dere soziale einrichtungen zu uns 

Wir nehmen dann Kontakt zu den 
Personen auf. Unsere Ansprache 
kommt schon anders an als ein 

Das Fahren ohne Fahr­

schein gilt in Deutsch­

land nicht als Ordnungs­

widrigkeit (wie etwa das 
Parken ohne Parkschein), 

sondern als Straft at
Foto: Agneta Becker
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klarkommen. oder es geht anders: 
Wer kann, zahlt die Geldstrafe, 
dank heute verbesserter Beschäft i-
gungslage und damit besserer ein­
kommenssituati on. 

Der Gesetzgeber hat Geldstrafen, 

Ersatzfreiheits  strafe und das 

System der „Freien Arbeit“ 

gerade verändert.

Genau, die Ersatzfreiheitsstrafe 
bleibt erhalten, aber sie soll sich 
ändern. Künft ig ersetzt ein Tag hin-
ter Gitt ern zwei nicht gezahlte Ta-

gessätze. Auch die ersatzweise zu 
leistende „Freie Arbeit“ wird neu 
gestaltet. Bisher heißt es: Erst Geld-
strafe, dann bei Nichtzahlen ersatz­
weise Haft  und dann möglicherwei-
se ersatzweise gemeinnützige Ar­
beit. 

Künft ig läuft  es so: vorrangig Geld-
strafe, mit dem Strafbefehl aber 
schon der Hinweis auf die mögliche 
beratung und auf ersatzweise zu lei­
stende gemeinnützige Arbeit, und 
erst als letzte Folge die Haft  als Ersatz 
zur nicht gezahlten Geldstrafe und 
zur nicht geleisteten ersatzarbeit. 

Grundsätzlich bleibt also 

das System der 

Ersatz freiheitsstrafe. 

Unser Verband, der DbH­Fachver­
band für Soziale Arbeit, Strafrecht 
und Kriminalpolitik kritisiert das 
deutlich: Das ist ein soziales Pro­
blem, das mit den Mitt eln des Straf-
rechts nicht zu lösen ist. zahlungs­
unfähigkeit darf kein Grund für eine 
Inhaft ierung sein. 

Danke für das Gespräch.

Das Schwarzfahren und 
seine Gerichtsbarkeit

D
er Schaden ist also ein ver­
muteter, das macht die Sa­
che selbst bei Fachjuristen 
so umstritten. Die Natio­

nalsozialisten hatten im Jahr 1935 
auf Wunsch der Verkehrsbetriebe 
das Strafrecht in dem Sinne ausge­
weitet, dass sie die Strafbarkeit ins 
Vorfeld eines wirklichen Schadenein­
tritts „verlagerten“. Trotz mehrerer 
Versuche, ihn abzuschaffen, ist der 

tatbestand bis heute teil des Straf­
gesetzbuches geblieben.

Umstritten ist der Schaden auch 
deshalb, da im Grunde Schwarzfah-
ren eine zivilrechtliche Angelegen­
heit zwischen den Fahrgästen und 
den Verkehrsbetrieben ist. Dem zi­
vilrecht entnommen, in den Para­
grafen 265a des Strafgesetzbuchs 
versetzt, heißt es seitdem dort na­
hezu (un)verschämt: „erschleichen 
von Leistungen“. Strafrechtler ha-
dern mit dem Begriff  „Erschleichen“. 
Denn ist es ein erschleichen, wenn 
man als einzig täti ge Handlung ein-
fach nur in den bus oder die bahn 
einsteigt?

Wird also mit strafrechtlichen Ka­
nonen auf zivilrechtliche Spatzen 
geschossen? Es geht nämlich nur 
um die zivilrechtlichen Ansprüche 
der Verkehrsbetriebe. Wie diese an 
das Geld für ihre Mobilitätsdienst-
leistungen gelangen, ist erst einmal 
deren Problem. Strengere, vom Per­
sonal geleistete Einsti egskontrollen, 
mechanische Kontrollschranken, er­
höhte beförderungspreise etc. wä­
ren statt dessen die mit Vorrang zu 
ergreifenden Maßnahmen.

Das Strafrecht ist stets nur das 
letzte Mitt el. Dieses in Deutschland 

Schwarzfahrer sind keine Diebe! 
Welchen Schaden richten sie an? 

Der ökonomische Schaden ist 

umstritt en, denn der Bus oder 
die Bahn fährt ja so oder so.

ins Recht gesetzte letzte Mitt el ko-
stet uns allen, der Zivilgesellschaft , 
basierend auf einer rechtlich frag­
würdigen Grundlage, nicht gerecht-
ferti gte immense Geld- und Lebens-
kosten. ct
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Die Klimakrise trifft   alle Menschen – wenn auch ganz unterschiedlich stark. Ähnlich sieht es bei 
der Frage nach der Verantwortung für die Krise aus, nach dem Anteil, den jeder Mensch an der 

Erderwärmung hat. In den industrialisierten Ländern des globalen Nordens verhält es sich ähnlich 
wie bei der Verteilung von Finanzen und Vermögen: Eine zahlenmäßig relati v 

kleine Bevölkerungsgruppe ist für einen Großteil der schädlichen Klimagase verantwortlich. 

Von kleinen und großen 
Fußabdrücken

Von einer Klimagerechti gkeit sind wir so weit entf ernt wie von 
einer gerechteren Verteilung des Reichtums – mindestens

Von Thomas Krämer

Bild: Agneta Becker
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tung der Gesellschaft  auch 
in den unterschiedlichen 
Ausmaßen der Klimawirk­
samkeit wider. 

Darüber können auch die 
Pro­Kopf­emissionen nicht 
hinwegtäuschen. Sie wer­
den gerne in öff entlichen 
Diskussionen genannt, um 
den Klimaschutz anschau­
licher zu machen oder das 
Handeln gegen die Klima­
krise in einer zahl zu fas­
sen. Aber sie verschleiern 
die wahren Verhältnisse. 
Sie erzeugen den ein­
druck, dass alle Menschen 
– sei es eines Landes oder 
global gesehen – den glei-
chen Anteil an und damit 
auch die gleiche Verant­
wortung für die Klimakrise 
haben.

 

Verschleiernde CO2-
Fußabdrücke

Nach berechnungen des Umwelt­
bundesamtes für 2023 beträgt der 
durchschnittliche Co2­Fußabdruck 
pro Kopf in Deutschland 10,5 ton­
nen Co2 (genau gesagt Co2­Äqui­
valente, da in diese berechnung 
auch weitere treibhausgase wie Me­
than eingehen). zum Vergleich der 
Wert für eine*n inder bzw. inderin:  
1,9 tonnen (2021). Weltweit waren 

Um es vorwegzunehmen: in 
puncto Klimabelastung 

herrscht in den industrieländern ein 
Klassenunterschied. reiche Men­
schen sind für ein Vielfaches von den 
in die Atmosphäre freigesetzten kli­
marelevanten Gasen verantwortlich 
als Menschen aus dem Mittelstand 
und insbesondere als arme Men­
schen. 

bildlich gesprochen: Wenige hinter­
lassen die Co2­Fußabdrücke von rie­
sen, die Vielen der überwiegenden 
Mehrheit dagegen solche von zwer­
gen. Und selbst dieses bild gibt den 
Abstand zwischen beiden Gruppen 
nur unverhältnismäßig wieder. Die 
reichsten Deutschen setzen tausend­
mal so viel treibhausgase frei wie der 
Durchschnitt  der Bevölkerung.

laut Süddeutscher zeitung leben in 
Deutschland im Jahr 2023 über eine 
halbe Million Millionäre. Die Sz be­
zieht sich bei der Veröffentlichung 
dieser Zahl auf den aktuellen Global 
Wealth report der Unternehmens­
beratung Boston Consulti ng Group.  
Die Superreichen verfügen demnach 
über ein Vermögen von mehr als eine 
Million US­Dollar. Ultrareich darf sich 
nennen, wer mehr als 100 Millionen 
US­Dollar sein eigen nennen kann. 
2900 Menschen gehören zu dieser 
Vermögensgruppe. Damit nimmt 
Deutschland rang drei hinter den 
USA und China ein.  

Große Emissionsungleichheit

Die vordersten Plätze in der rang­
liste der reichsten Menschen Deutsch­
lands nehmen derzeit laut dem US­
Wirtschaftsmagazin Forbes die 126 
Milliardäre in unserem land ein. 
Ganz oben steht Dietmar Schwarz, 
Unternehmensgründer und eigentü­
mer der Schwarz-Gruppe (Kaufl and/
lidl), mit einem Vermögen von 42,9 
Milliarden US­Dollar.

Wie reichtum und Vermögen sind 
in Deutschland die emissionen nicht 
gleich verteilt. experten sprechen 
von einer emissionsungleichheit. 
Ganz ähnlich der sozialen Schere geht 
die „Klimaschere“ zwischen Arm und 
reich sehr weit auseinander. Und in 
der tat spiegelt sich die tiefe Spal­

es 2019 durchschnittlich 6 tonnen. 
Das Klimaschutzgesetz begrenzt 

den zulässigen Ausstoß von Co2 in 
Deutschland für 2030 auf 440 Milli­
onen tonnen. Umgerechnet auf die 
Gesamtbevölkerung stünde dann 
keinem Menschen mehr als 5,3 ton­
nen pro Kopf und Jahr zu. Das wäre 
zwar gegenüber 1990 eine Abnahme 
um rund zwei Dritt el, aber lediglich 
eine zwischenetappe. Denn 2045 
soll Deutschland mit null emissionen 
treibhausgasneutral oder klimaneu­
tral werden.

Der PR-Coup eines Ölkonzerns

Was viele Menschen nicht wissen: Das Konzept des Co2­Fußabdrucks geht 

auf eine Werbekampagne des Ölkonzerns BP (Briti sh Petroleum) zurück. 
Er machte es weltweit bekannt. Dazu entwickelte das multi nati onale 

Unternehmen einen Co2­rechner. Mit dem kann jede*r ihre oder seine 

persönlichen CO2-Emissionen berechnen. Durch diese geschickte PR-Akti on 
lenkte der Ölkonzern von sich ab und schob die Hauptverantwortung für die 

emissionen einzelpersonen zu. Dabei sind nicht sie die Hauptverursacher 

der Emissionen, sondern Energiewirtschaft  und Industrie. Und damit auch 
Öl- und Gaskonzerne wie BP. 

Sicherlich trägt jeder Mensch mit seiner persönlichen Co2­last etwas zum 

Problem bei, er kann aber nur verhältnismäßig wenig durch Verhaltensände­

rungen an der lösung der großen Klimakrise mitwirken. Wer kleine und wer 

große Co2­Fußabdrücke hinterlässt, diese Frage ist geklärt.

Bild: Agneta Becker
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Wie erklärt sich diese emissionsun­
gleichheit, und wie erklären die Mit­
glieder der relati v kleinen Bevölke-
rungsgruppe ihren vergleichsweise 
hohen CO2-Anteil? Entsprechende 
Informati onen zu bekommen, gestal-
tet sich als schwierig. Die meisten 
reichen Menschen sprechen nicht 
gerne über ihre einkommens­ und 
Vermögensverhältnisse – zumindest 
nicht öff entlich. Sie bleiben lieber un-
ter sich und führen ein nach außen 
abgeschirmtes leben. 

Manchmal gewähren sie aber doch 
Einblicke oder Auskünft e. So gelang 
es etwa einem Fernsehteam des 
NDR-Politi kmagazins Panorama, den 
Verleger Julien backhaus im Herbst 
2022 auf einer Dienstreise zu be­

gleiten und Fragen zu seinem 
Lebenssti l zu stellen. Die Stre-
cke von unter 500 Kilometern 
zwischen Wilhelmshaven und 
Frankfurt zur buchmesse wird 
im Privatjet zurückgelegt. in 
nicht mal einer Stunde. Mit 
der bahn zu fahren, davon 
hält backhaus nicht viel. er 
zeigt Klassenbewusstsein: 
„Ich fi nde es momentan abar-
ti g, in öff entlichen Verkehrs-
mitteln mit diesen ganzen 
kotzenden und keuchenden 
leuten eine Kabine zu teilen. 
Das mache ich so selten, wie 
es möglich ist.“ 

Auf der Kurzstrecke zu fl ie-
gen mag komfortabel sein, 
klimaschädlich ist sie in je­
dem Fall. ob ihm das Klima 

egal sei, wird backhaus in der re­
portage gefragt. „ich mache mir we­
nig Gedanken darüber“, antwortet 
er. Und wenn sich alle so verhielten 
wie er? „Dann würde das Konzept 
nicht mehr funkti onieren. Aber zum 
Glück gibt es ja auch immer eine Auf-
teilung in der bevölkerung, und ich 
gehöre eben zu der kleinen [Gruppe], 
die sich das erlaubt.“ 

Reichtum ist in der Regel 
klimaschädlich

Allerdings sei hinzugefügt: ein 
Großteil der Treibhausgase der Rei-
chen und Vermögenden entstammt 
unternehmerischen Aktivitäten. 
Viele ihrer Investi ti onen haben die 

Freisetzung von Klimagasen zur Fol­
ge. Aber ihr privater Konsum und 
Lebenssti l bleibt dennoch deutlich 
klimaschädlicher als der der über­
wiegenden Mehrheit. Denn neben 
Privatjets erlaubt sich die Finanze­
lite häufi g auch schnelle Autos oder 
luxuriöse Yachten und lebt in we­
sentlich größeren Häusern.

Verleger Backhaus emitti  ert auf sei-
nem Kurztrip im Privatf lieger in etwa 
soviel treibhausgase wie die ärmsten 
Menschen in einem ganzen Jahr.
zahlreiche Millionäre kommen auf 
einen jährlichen Co2­Ausstoß von 
100 Millionen tonnen, Superreiche 
sogar auf mehrere tausend ton­
nen Co2. Dieser Aspekt des reich­
tums rückt erst seit einigen Jahren 
mit Aufkommen der Klimadebatte 
verstärkt ins licht der Öffentlich­
keit. „Da hat man eben gesehen, 
dass eine wichti ge Dimension, eine 
wichti ge Facett e des Reichtums die 
Klimaschädlichkeit ist“, sagt der re-
nommierte Klimaforscher Hans Joa­
chim Schellnhuber.

Aufschlussreiche Daten zur Un­
gleichheit liefert die Denkfabrik 
World Inequality Labs – auch zur 
emissionsungleichheit.  Sie hat 
die entsprechenden Daten für die 
meisten länder der Welt zusam­
mengestellt. Für Deutschland er­
geben sich in dem zeitraum von 
1991 bis 2019 folgende zahlen: 
Das reichste ein Prozent der Deut­
schen emittierte 2019 etwa 105 
Millionen tonnen Co2 pro Kopf und 
Jahr. Das ist fast 35­mal mehr als der 

Bild: Agneta Becker
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Wert der ärmsten Deutschen, das 
bei etwas über 3 tonnen lag. 

ein blick auf die Superreichen 
offenbart eine noch größere Un­
gleichheit: Die reichsten 0,001 Pro­
zent – das sind etwa 800 Menschen 
– kommen schätzungsweise auf ei-
nen Wert von 11.700 tonnen Co2, 
also mehr als das tausendfache des 
deutschen Durchschnitt s.  

800 Menschen emitti  eren 
tausendmal mehr als der 
deutsche Durchschnitt 
zwischen 1991 und 2019 haben 

die emissionen in Deutschland üb­
rigens um zirka 34 Prozent abge­
nommen. Das ist das Verdienst von 
den zwei ärmeren Dritteln der be­
völkerung, die 34 Prozent  weniger 
Klimagase freigesetzt haben, teil­
weise noch deutlich weniger. Dieser 
teil der bevölkerung hat wesentlich 
verantwortungsvoller gehandelt 
als das reichere Drittel, das weni­

ger  emissionen vermied. Und blickt 
man wiederum auf die reichsten 800 
Deutschen, so zeigt sich: Sie haben 
ihre emissionen nicht vermindert, 
sondern gar um 10 Prozent erhöht.
Wie die Ungleichheit bei den Ver­
mögen ist die emissionsungleich­

„Letzte Generati on“: 
Von der Straße aufs Flugfeld

Die militante Klimaschutzbewegung „Letzte Generati on“ will jetzt die 
reichen und Superreichen verstärkt ins Visier nehmen. bisher sind die 

Akti visten durch Verkehrsblockaden bekannt, wofür sie sich auf dem 
Straßenbelag festkleben. Von wütenden Autofahrenden werden sie 

deshalb beschimpft , wobei  „Asphaltkleber“ noch eine vergleichsweise 
freundliche bezeichnung ist. 

Nun sollen sich die  spektakulären Akti onen vor allem gegen Statussym-
bole reicher besitzer*innen richten, um gegen die ihrer Meinung nach 

mangelnde bekämpfung der Klimakrise zu demonstrieren. 

Im Juni besprühten Mitglieder der Bewegung einen Privatf lieger auf Sylt 
öff entlichkeitswirksam mit greller orangeroter Farbe und klebten 
Hände an einer Tragfl äche sowie auf dem Flugfeld fest. 

heit in den vergangenen drei Jahr­
zehnten größer geworden. Derweil 
setzen die reichsten 10 Prozent 
der deutschen bevölkerung mehr 
Klimagase frei als die ärmeren 50 
Prozent. Das war bis 1990 noch 
nicht der Fall.
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Sie werden Kriegskinder sein

Unsere erfahrung vom Kriegsgeschehen reicht über 
die Kindheitserlebnisse nicht hinaus, aber das genügt, 
um uns mit den getöteten, verwundeten und veräng­
sti gten Kindern in der Ukraine verbunden zu fühlen, und 
es macht es uns unmöglich, über ihre leiden hinweg­
zusehen. Je länger dieser Krieg dauert, desto mehr wird 
ihr leben von ihren Kriegserfahrungen beherrscht sein, 
sie werden, wie wir, Kriegskinder sein. Sie haben keine 
Sti mme, um das Schweigen der Waff en und den Weg 
der Verhandlungen einzufordern. Wir tun das an ihrer 
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Ein Manifest 
der Achtzigjährigen

Die Sti mme der Kriegskinder zum Krieg in der Ukraine
Auszüge aus einem Manifest von 

Marianne und Reimer Gronemeyer
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Fotos Marianne und Reimer Gronemeyer, Illustrati on: Agneta Becker

Marianne Gronemeyer, ehemalige Professorin für 

Erziehungswissenschaft en an der FH Wiesbaden, gilt als 

Vordenkerin der wachstumskriti schen Debatt e. Gemein-

sam mit Ihrem Ehemann, dem Theologen und Soziologen 

Reimer Gronemeyer, hat sie zu der aktuellen Kriegs-

situati on in der Ukraine ein Manifest herausgegeben, 

welches eine ernsthaft e Friedensdebatt e eröff nen soll.

Anlässlich des Themas „375 Jahre Westf älischer Frieden“ 

veröff entlichen wir das Manifest in Auszügen.
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statt, und wir tun es auch um unserer eigenen 
Angst vor einer nuklearen Eskalati on willen, für 
die niemandes – wirklich niemandes – Vorstel-
lungsvermögen reicht. Wie wir später erfuhren, 
gehörten wir auf die Seite der Angreifer in diesem 
verbrecherischen Krieg – und waren doch seine 
opfer. Und wir mussten lernen, dass die bomb­
eneinschläge, vor denen wir uns so gefürchtet 
haben, dem terrorregime des Hitlerfaschismus 
ein ende setzten. Millionen Soldaten, US­ameri­
kanische, sowjeti sche, briti sche, französische, ha-
ben dabei ihr leben gelassen.  

Mit dem Widerspruch, dass die, die uns bom­
bardierten, zugleich unsere befreier waren, 
mussten diejenigen unter uns, die sich zum Pazi­
fismus bekannten, leben. zwei berühmte Pazi­
fi sten des Ersten Weltkriegs, Albert Einstein und 
Bertrand Russel, „haben sich mit guten Gründen 
für den alliierten Krieg gegen Hitler­Deutschland 
ausgesprochen. in dieser dramatischen histo­
rischen Situati on, in der das Überleben der Men-
schlichkeit auf der Kippe stand, … machten beide 
schweren Herzens und voller  Überzeugung“ die 
eine, einzige Ausnahme von ihrem Pazifismus. 
Nach Kriegsende verstanden sie sich weiter als 
Pazifi sten und „ergriff en wieder und wieder das 
Wort gegen Koreakrieg. Hochrüstung und Atom­
kriegsgefahr.“ (Olaf Müller)

Wir fürchten uns vor den Furchtlosen, 

die erst den Krieg gewinnen wollen, um dann Frie­
den zu machen. Aber Sieg‘ reimt sich mit „Krieg“, 
nicht mit „Frieden“. Der Frieden unterstehe uns 
nicht, sagt eugen rosenstock­Huessy: „er ist nur 
dem verheißen, der sich nach ihm sehnt. Das beg­
reift  kein Planer. Trotzdem ist es wahr: Friede ohne 
vorhergehende Sehnsucht kann nicht kommen.“ 
Und er fügt hinzu: “Wo die Menschen sprachlich 
veröden, droht Krieg. Kalter Krieg meinetwegen. 
Aber Friede heißt miteinander sprechen.“ 

Woher soll die Friedenssehnsucht aber kommen 
in unserem Land, in dem die öff entliche Meinung 
nach allen regeln des medialen Know­how darauf 
eingeschworen wird zu glauben, man könne und 
müsse gegen eine Atommacht einen Sieg erfech­
ten, um eine günsti ge Ausgangspositi on für das 
dann erst mögliche Gespräch zu haben? Dass sich 
die „Hoff nung“ auf ein friedliches  –  wenn schon 
nicht Miteinander, so doch wenigstens – Nebe-
neinander auf immer monströsere Maschinen 
richtet, deren letzter Daseinszweck darin besteht, 
zu töten und zu zerstören, macht uns fassungslos. 
Um dieser perverti erten Hoff nung Geltung zu ver-
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schaff en, wird die Hoff nung auf Versöhnung als 
Ideologie der Schwächlinge diff amiert. 

ohne alles bedenken, ohne trauer, ohne ent­
setztes Innehalten wird in dieser „Zeitenwende“ 
die große tradition der Friedensstifter für indis­
kutabel erklärt. Die jesuanische Botschaft  von der 
Feindesliebe, die Gewaltlosigkeit, der Gandhi mit 
dem Salzmarsch ein politi sches Gesicht gab, der 
zivile Ungehorsam, zu dem Marti n Luther King die 
Unterdrückten ermuti gte. Aber auch der Pazifi s-
mus Albert einsteins, bertrand russels, Dietrich 
Bonhoeff ers und der vielen namenslosen Anderen, 
die sich ihnen anschlossen und dafür einstanden, 
oft  mit ihrem Leben, wird mit einem Handstreich 
für erledigt erklärt; und, statt  dass ihre Geschich-
ten erzählt werden, werden sie in die rumpelkam­
mern der Geschichte befördert;  
mitsamt der „Bergpredigt“, die 
uns eindringlich ermahnt, alles 
stehen und liegen zu lassen und 
der Versöhnung mit dem verfein­
deten Nachbarn Vorrang vor al­
lem anderen zu gewähren.

Wortmacher des Krieges

Wir warnen: es ist schlecht um 
die demokrati sche Zukunft  eines 
landes bestellt, in dem die „Wor­
temacher des Krieges“ (Franz 
Werfel), das Sagen haben. Sie 
nennen diejenigen, die beden­
ken tragen gegen den einsatz 
von immer mehr Waff en, verächtlich Zauderer; 
diejenigen, die Kompromisse erwägen, werden 
als Verräter gebrandmarkt, die Vorsichti gen nen-
nen sie feige, die besorgten schwächlich und die 
Pazifi sten traumduselig, verrückt oder gefährlich.

Wirklich gefährlich ist die viel beschworene „Ge-
schlossenheit“, die alle zu Meinungskomplizen 
macht. Ohne Gegensti mmen, die sich auch Gehör 
verschaff en können, gibt es keine Demokrati e. Auf 
eine bestürzende Weise vergehen sich die ein­
fl ussreichsten Medien an ihrer Informati ons- und 
berichterstattungspflicht und betätigen sich als 
Meinungsmacher und Volkserziehungsagenturen 
zur Herstellung der großen einhelligkeit. Unabläs­
sig bestärken sie die Ansicht, dass das ganze Gute 
auf unserer Seite, der Seite der westlichen Alli­
anz ist und das ganze böse jenseits der Demarka­
tionslinie. Versöhnung aber beginnt damit, den 
eigenen Anteil daran, dass es so weit hat kommen 
können, redlich zu erforschen und dann auch zu 
bekennen. 

„Ohne alles 

Bedenken, ohne 

Trauer, ohne 

entsetztes Innehalten 

wird in dieser 

‚Zeitenwende‘ die 

große Traditi on der 
Friedenssti ft er für 
indiskutabel erklärt.“

Fotos Marianne und Reimer Gronemeyer, Illustrati on: Agneta Becker
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Der Papst hat zu beginn des Krieges die Frage 
aufgeworfen, ob der völkerrechtswidrige Angriff  
auf die Ukraine etwas zu tun habe mit dem „bel­
len der NATO vor den Türen Russlands“. Er hat 

dafür einen Sturm der empörung 
geerntet. Aber nicht diese Frage 
ist gefährlich für den bestand der 
westlichen Demokrati en, sondern 
ihre Unterdrückung.

„Die Suche nach Wahrheit kann 
nur gedeihen auf dem Nährboden 
gegenseiti gen Vertrauens.“ (Ivan 
Illich) es macht das Wesen  des 
Vertrauens aus, dass es nur dann 
entstehen und sich bewähren 
kann, wenn man es wagt. Und die 

Frage, wer den ersten Schritt  tun muss, stellt sich 
nicht. es kommt nur darauf an, dass er getan wird. 

Wir laden alle ein – seien sie alt oder jung oder ir-
gendwo dazwischen – die darauf bestehen, Anders-
denkende zu sein  und ihre Haltung im Gespräch 
mit Andersdenkenden immer neu auf die Probe 

zu stellen. eröffnen wir das generationenüberg­
reifende, ungegängelte Gespräch, wo immer sich 
Gelegenheit bietet oder herstellen lässt. Lassen wir 
uns von Denkverboten nicht einschüchtern, geben 
wir der Sehnsucht nach dem Frieden eine Sti mme.

Prof. Dr. Marianne Gronemeyer und 
Prof. Dr. Dr. Reimer Gronemeyer

Antwort an: manifest.der.80jaehrigen@gmail.com
Aus dem Manifest ist eine Online-Peti ti on entstanden, 
die hier unterschrieben werden kann: 

htt ps://chng.it/6xVncXDc

„Die Suche nach 

Wahrheit kann nur 

gedeihen auf dem 

Nährboden gegen­

seiti gen Vertrauens.“ 
(Ivan Illich)

Bild: Agneta Becker
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Es gibt eine Traditi on in Rudolstadt, die fast immer zu funkti onieren scheint: 
Das Wett er passt sich dem jeweiligen Länderschwerpunkt an.

Das hat mit Regen bei dem Schwerpunkt England geklappt und nun auch bei Kuba. 
Aber der Reihe nach. Es folgt ein Bericht von allen vier Festi valtagen 

Anfang Juli – diesmal als musikalisches Tagebuch.

Kuba in Rudolstadt
Ein Festi val ganz im tropischen Klima

Von Norbert Att ermeyer

Tag 1 

Nach holpriger Anreise – der Zug 
blieb auf der Strecke liegen, es gab 
Verspätungen und geplatzte Verbin­
dungen; kurzum, eine ganz normale 
Reise mit der Bundesbahn – hatte 
ich abends endlich die vorletzte Sta­
tion nach rudolstadt erreicht: Jena 
Göschwitz. Auf dem Bahnsteig hat-
ten sich bereits einige Mitreisende 
versammelt, die erkennbar zum Fe­
stival wollten. Neben mir ein Mann 
mitt leren Alters mit Gitarrenkoff er in 
der Hand, der gerade einer Person an 
seinem Handy erklären wollte, wohin 
er denn jetzt wohl fährt. Als unfrei­
williger Zeuge dieses Gesprächs und 
aus eigener erfahrung dachte ich mir 
nur: Versuch‘ es ruhig, das zu erklä­
ren, aber verstehen wird man dich 
doch nicht. 

Und was hätt e er auch sagen können: 
Da gibt es eine beschauliche Stadt an 
der Saale, mit einem über ihr thro­
nenden Schloss und einem weitläu­
fi gen Park. Von überall erklingt Musik, 
ob von zahlreichen büh nen (bis zu 25) 
oder aus verwinkelten Gassen. Über 
90.000 besucher und besucherinnen, 
verteilt auf die vier Festi valtage. Ein 
ti efenentspanntes, herzliches Publi-
kum. Künstler aus  diversen ländern. 
einen länderschwerpunkt (in diesem 
Jahr also Kuba), und dann noch die 
Straßenmusik oder das bunte treiben 
beim Kinderfest im Heinrich­Heine­
Park. All das hätt e er sagen können 
und einiges hat er auch gesagt. Aber 
allein, es hätte nicht das wieder­

geben können, was wirklich war. 
Heiß war es in diesem Jahr. Jeden tag 
kletterte das thermometer schnell 
auf über 30 Grad und das schon zur 
Mitt agszeit. Besonders begehrt wa-
ren bei den Konzerten die Schatt en-
plätze unter den bäumen. Das Wet­
ter machte dem diesjährigen länder­
schwerpunkt alle ehre. 

Für einen fulminanten Festi valauf-
takt am Donnerstag sorgte die bu­
ena­Vista­Social­Club­legende Elia-
das Ochoa. Salsa, gepaart mit kuba­
nischer Spielfreude. Und als schließ­
lich der Chan Chan durch den Heine­
Park schallte, war der Grundstein für 
die erwartungsfrohen tage gelegt. 

Anschließend ließen die fi nnischen 
Folkrocker Steve‘n‘Seagulls die Kon­
zertbühne erzittern. Druckvoll und 
präzise lieferten sie ihre rock­Show 
mit dem Speed-Banjo ab. Gleich mit 
den ersten takten von „enter Sand­
man“ machten sie klar, dass sie auch 
vorm Covern nicht haltmachen. 
Metallica hätte es sicher gefallen. 
Eigens für diesen Auft ritt  in Rudol-
stadt hatten die Finnen übrigens 
ihre aktuelle tournee in Schweden 
unterbrochen. Dem Publikum war es 
nur recht, die band wurde stürmisch 
gefeiert.

Luca Bassanese & La Piccola Orchestra Populare

Buntes Treiben in allen Gassen

Yarima Blanco y Son Lati no – Fotos: Norbert Att ermeyer

  K U l t U r  _ 
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Die Pagan­Folk­Gruppe Faun

   _ K U l t U r

Nachts um ein Uhr klett erte dann 
noch die nigerianische band Bantu 
auf die große bühne im Heinepark 
und ließ mit Afro­beats und Highlife­
Musik den ersten Abend ausklingen. 

Tag 2

Der nächste tag begann musikalisch 
etwas ruhiger bei der neuen bühne 
der bauernhäuser im Heinepark. Die 
Schatt enplätze waren schnell belegt. 
Völlig entspannt konnte man in der 
frühen Nachmittags­Hitze den lie­
dern von Tony Avila lauschen. er 
singt und komponiert kubanische 
lieder in der sogenannten trova­tra­
diti on. Und ist damit sehr erfolgreich, 
erhielt diverse Auszeichnungen und 
eine Grammy-Nominierung. Genau 
die richti ge Musik für einen heißen 
Sommernachmitt ag. 

es blieb zeit, zu relaxen und schon 
einmal Schattenplätze zu suchen 
nahe der großen bühne im Park. 
Denn es folgte der Auft ritt  von Luca 
Bassanese & La Piccola Orchestra 
Populare. italienische Musik von 
Opera Buff o über Tarantella bis hin 
zu balkan brass. Viel los also auf 
der bühne. Maestro luca bassane­
se hatt e das Publikum gut im Griff . 
immer wieder forderte er zum Mit­
singen und Mittanzen auf und die 
leute ließen es sich nicht zweimal 
sagen. Vor der bühne entstand eine 
regelrechte Staubwolke, die sich auf 
die schwitzenden leiber legte. erfri­
schung brachten nur die mitgebrach­
ten Wasser­Pistolen. Und als luca 
Bassanese zum Schluss „Bella Ciao“ 
ansti mmte, hatt e er die Herzen des 
Publikums endgülti g erobert. 

Der anschließende Auft ritt  von Pa-
mela Badjogo auf der Konzertbüh­
ne war die ideale Adresse für die 
Überleitung dieser Stimmung. Die 
Sängerin aus Gabun, die nach ei-
genen Angaben einen „fröhlichen 
Feminismus“ propagiert, rührte im 
Gabun-Sti l einen Mix irgendwo zwi-
schen Afro­Pop, Afro­beat und High­
life an. trotz der Hitze und trotz der 
knalligen Sonne vor der bühne ließen 

es sich viele nicht nehmen, zu dieser 
Musik die Hüft en zu schwingen. 

Fast schon eine erleichterung war 
gegen Abend das Konzert der Slow 
Show aus england. Der Name war 
Programm. einfühlsame, ruhige Klän­
ge, die sich langsam, aber steti g stei-
gerten und über allem die besänft i-
gende, manchmal an David Sylvian 
erinnernde Stimme von Rob Good-
win. er war es auch, der sich immer 
wieder dafür bedankte, auf diesem 
wundervollen Festi val spielen zu dür-
fen. er käme sich vor wie in seinem 
heimischen Wohnzimmer. ein wun­
dervolles Konzert.

Später, in der Nacht, konnte man 
bei den bauernhäusern noch dem 
Lena Jonsson Trio zuhören. Die aus 
Schweden stammende Geigerin Lena 
Jonsson hat schon jede Menge Prei­
se eingeheimst. eine wahre Virtuo­
sin an der Geige, wie sie mit ihrem 
lauschigen Konzert in dieser Sommer­
nacht in rudolstadt bewies.

Tag 3

Das bergfest in rudolstadt ist er­
reicht: zwei tage sind rum, zwei kom­
men noch. 

Auch der Samstag sollte wieder heiß 
werden. Weit über 30 Grad. Für den 
Sonntag wurden sogar 37 Grad vor-
hergesagt. Schatt en war angesagt und 
ruhe. beides gab es wieder bei den 

bauernhäusern im Heinepark. Den 

musikalischen Auftakt gab diesmal 

Ali Doğan Gönültas mit seinem trio. 

ein bewegender Auftritt, der einen 

direkt in seine Heimat ost anatolien 

versetzte. Poetisch, schwermü­

tig, aber immer auch lebensfroh. 

im Anschluss ging die neue irische 

Hoff nung, das Daoirí Farrell Trio, auf 

die bühne. irische Musik, wie man sie 

kennt und liebt. Daoirí Farrell ist mit 

einer Sti mme gesegnet, die das gan-
ze Konzert zu einem wahren Genuss 
machte. Im Anschluss kam Ali Doğan 
noch einmal mit seinem trio auf die 

bühne und legte mit dem irischen 

trio eine mitreißende Jam­Session 

hin, die im internet viral ging.

Die aus Portugal stammenden Al-
baluna demonstrierten anschlie­

ßend auf der großen bühne, dass 

 Progressive-Metal sich gut mit mitt el-
alterlichen instrumenten verträgt. 

einzig die Drehleier brauchte einen 

extra­Sonnenschirm, weil sie keine 

knallige Sonne verträgt.

zeit für einen besuch der innen­

stadt. Aus allen Gassen, an allen Ecken 

Die Pagan­Folk­Gruppe Faun

Straßenmusik unter dem Schloss

...und überall wird getanzt
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erklingt handgemachte Musik. Stände 
laden zum Verweilen ein. Der Hun­
ger siegt. erst mal in ruhe was essen. 
Dann wieder hinaus auf den Markt. 
Und die Menschen klatschen im takt 
einem mittlerweile alten Bekannten 
zu: luca bassanese. im Nu hat er den 
großen Marktplatz in eine italienische 
Piazza verwandelt. Wunderbar.

zurück in den Heinepark. Auf dem 
Programm steht diesmal Faun, eine 
aus bayern stammende Pagan­Folk­
Gruppe. Pagan-Folker sind die Esote­
riker der Mittelalterszene und ernäh­
ren sich – ganz anders als erwartet 
– vegan. Wobei sie ein besonderes 
Augenmerk auf inhalt und Aussage 
ihrer Musik legen. Diese ist angesie­
delt zwischen Gothic, Dark Wave und 
Metal. Hauptsächlich gespielt mit 
mittelalterlichen Instrumenten, Syn­
thesizer fehlen aber auch nicht. Mit 
ihrer Show wusste Faun auch optisch 
zu beeindrucken. 

Anschließend ging es noch einmal 
in die innenstadt, wo der langjährige 
Mitarbeiter der Marktbühne, Sascha 
Gelb, die einmalige Gelegenheit 
bekam, spät nachts auf der großen 
Marktbühne den DJ zu geben. Unter­
haltsam war’s.

Tag 4

Der letzte Tag des Festivals war an­
gebrochen. Traditionell zur Mittags­
zeit vor der großen bühne im Heine­
park. Los Munequitos spielten ur­
sprüngliche rumba­Musik aus Kuba 
mit Trommeln und Gesang. 

Danach: entspannung, treibenlas­
sen durch die Innenstadt. Ganz ne­
benbei das wunderbare Konzert von 
Cole Quest & The City Pickers. Ame­
ricana und bluegrass vom Neffen 
Woody Guthries auf dem Neumarkt. 
Dann schließlich die Abschluss­revue 
auf dem Markt mit diversen Musi­

kern und Musikerinnen vom tage. 
Und die Möglichkeit, sich an den 
verschiedenen kulinarischen Stän­
den noch für den Abend zu stärken. 
Ein besinnlicher Ausklang des Festi­
vals – wie in jedem Jahr. Bevor dann 
Jazzrausch im Heine­Park mit ganz 
 großem besteck noch einmal druck­
voll aufspielten und endgültig den 
letzten Akkord erklingen ließen. 

Das war’s in diesem Jahr. Und es ist 
trotz allem nur ein kleiner Ausschnitt. 
ein alter traum ist ja der, am ende 
des Festivals in einer Art zeitreise 
wieder zurück zum Anfang gehen zu 
können und dann all die Konzerte 
zu besuchen, die man bisher nicht 
gesehen und gehört hat. zum bei­
spiel die Konzerte auf der burg oder 
in der Kirche oder im theater! Wer 
das wirklich verstehen will, muss sich 
schon auf den Weg machen und nach 
Rudolstadt zum Festival kommen. Im 
nächsten Jahr ist der länderschwer­
punkt übrigens Deutschland. Wie 
dann wohl das Wetter wird?
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Schluck aus der Pulle 
bei Bürgergeld und 
Pfl egemindestlohn 
Kurz vor redaktionsschluss ging sie 

durch die Medien, die überraschende 

Nachricht von einer weiteren erhöhung 

des bürgergeldes zum kommenden Jahr. 

Erst zum Jahresanfang hatt e das Bürger-
geld die bisherigen Hartz­iV­leistungen 

abgelöst. Um das neue schmackhaft er zu 
machen, war der regelsatz für erwach­

sene von 449 auf 502 euro angehoben 

worden.

Der Streit, wie viel Geld ein Mensch für 
ein menschenwürdiges leben braucht, 

ist lange nicht ausgefochten. Aber zumin­

dest steigt die existenzsicherung für 

Menschen ohne Lohnarbeit – und nichts 
anderes ist das Bürgergeld – zum 1. Janu-
ar 2024 noch einmal an. Die genauen 

zahlen verkündete bundesarbeits­ und 

Sozialminister Hubertus Heil am 29. Au­

gust. Die Anhebung des regelsatzes be­

Kurzmeldungenurzmeldungen
& Tipps

Neuaufl age von „Fast umsonst – mit dabei“ 
in Vorbereitung

„Kerninfl ati on“ sei gar nicht so stark. Die 
sogenannte Kerninfl ati on beschreibt alle 
Preissteigerungen bis auf die von lebens­

mitt el und Energie. Und die anderen Wa-
ren sind tatsächlich nicht so stark im 

Preis gesti egen. 
Das ist zwar ein netter Hinweis, aber 

hilft  jemand mit wenig Geld und einem 
hohen Anteil an täglichem bedarf natür­

lich nicht wirklich weiter. Da hilft  auch der 
auf 12,41 Euro gesti egene Mindestlohn 
wenig, gut drei Prozent mehr bei 15 Pro­

zent mehr fürs brot oder für Strom. Die 

Rente ist um 4,39 Prozent gesti egen – und 
damit auch geringer als die Preise.

Die europäische zentralbank spricht von 

Gier-Infl ati on, weil die Handelskett en an-
gesichts der gesellschaft lichen Rahmen-
bedingungen von Krieg und Corona­Spät­

folgen einfach zugelangt haben, wo es 

nur geht. Da kostete der Jogurt bei lidl 

plötzlich deutlich mehr als im bioladen. 

Gegen Energie-Lieferanten wird ermitt elt 
wegen unverschämter Preiskalkulati­

onen, die nichts mit deren tatsächlichen 

einkaufskosten zu tun haben. 

trickreich ist der beschluss der regie­

rung, anstelle von regulären lohnerhö­

hungen eine inflations­Sonderzahlung 

der betriebe bis 3000 euro von Abgaben 

zu befreien. Diese ist kein lohn, sie geht 

in die künft ige Lohnentwicklung nicht mit 
ein und schafft   keine künft ige Rente. Eine 
solche zahlung erhalten nicht alle Arbeit­

Steigende Preise sind gar nicht so 

 schlimm, wird schon mal gern gesagt. be­

sonders wenn es darum geht, dass Nie­

drigeinkommen mal steigen sollen. Weil 

jetzt Lebensmitt elpreise und Energieko-
sten drasti sch angezogen haben, kann 
man nicht so leicht daran vorbeischau­

en. Gerade Menschen mit niedrigen 
löhnen oder Sozialeinkommen geben 

dafür das meiste Geld aus. Irgendwel-
che „Experten“ rechnen dann vor, die 

nehmerinnen und Arbeitnehmer, son­

dern nur diejenigen, die ihre Arbeitge­

ber dazu überreden können. ob die 

 Mitglieder der bundesregierung wie al­

le Staatsbediensteten auch ihre 3000 

euro bekommen, ist noch nicht be­

schlossen. Wo aber keine tarifverträge 

gelten, ist eine solche zahlung fraglich 

– das dürft e für viele mit Niedriglohn 
bezahlte Menschen gelten. Auch wer in 

rente ist oder wer Sozialleistungen be­

zieht, geht nicht über los und zieht kei­

ne 3000 euro ein. 

Aber was tun? Die Zahl derer, die Es-
senausgaben und andere Hilfsange­

bote in Anspruch nehmen, nimmt über­

all, auch in Münster, deutlich zu. Wohin 

also gehen, wenn man kein Geld hat? 
Der Herausgeber der SPerre, der 

AbM e.V., hat viele Informati onen ge-
sammelt, wo man auch ohne viel Geld 
einigermaßen am leben in Münster 

teilhaben kann. Das reicht über preis­

werte Kulturangebote und materielle 

Hilfen für essen, trinken, Wohnen, bis 

zu sozialen beratungsstellen und an­

deres mehr. Der gedruckte Katalog 

„Fast umsonst – mit dabei“ ist leider ge-
rade vergriffen, er wird im nächsten 

Jahr in 5. Aufl age wieder erscheinen. Je-
doch nicht verzagen, im internet sind 

wir präsent: htt ps://www.muenster-fast-
umsonst.de/
avo

Gier-Infl ati on, weil die Handelskett en an-
gesichts der gesellschaft lichen Rahmen-
bedingungen von Krieg und Corona­Spät­

folgen einfach zugelangt haben, wo es 

nur geht. Da kostete der Jogurt bei lidl 

plötzlich deutlich mehr als im bioladen. 

Gegen Energie-Lieferanten wird ermitt elt 
wegen unverschämter Preiskalkulati­

onen, die nichts mit deren tatsächlichen 

einkaufskosten zu tun haben. 

rung, anstelle von regulären lohnerhö­

hungen eine inflations­Sonderzahlung 

der betriebe bis 3000 euro von Abgaben 

zu befreien. Diese ist kein lohn, sie geht 

in die künft ige Lohnentwicklung nicht mit 

Mehr Geld im Portemonnaie: 2024 wird 

das Bürgergeld erhöht und auch der 

Mindestlohn für Pfl egekräft e soll steigen
Foto: Agneta Becker

   _ N I C H T  S P E R R I G
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Bundesregierung plant  
Kahlschlag bei der Förderung 
im Migrationsbereich
Die rot­gelb­grüne bundesregierung 

plant in ihrem bundeshaushalt für 2024 

drastische Kürzungen bei der Förderung im 
sozialen bereich. Neben dem bereich der 

Freiwilligendienste ist insbesondere der 

Migrationsbereich davon betroffen, bei 

dem dies einem Kahlschlag gleichkäme:

• Die Migrationsberatung für 
erwachse ne (Mbe) soll um  

30 Prozent gekürzt werden.

gründete er mit einer veränderten be­

rechnungsmethode, die die Preissteige­

rung stärker berücksichtige. Und er setzte 
noch einen oben drauf:  Der SPD-Politiker 
präsentierte zugleich den neuen Pflege­

mindestlohn, weil sich „auch Arbeit loh­

nen“ müsse.
Das bürgergeld wird ab 1. Januar kom­

menden Jahres um rund 12 Prozent stei­

gen. Das wirkt sich wie folgt auf die mo­

natlich ausbezahlten regelsätze aus:

• erwachsene: 563 euro  

(also 61 euro mehr) 

• Für Jugendliche von 14 bis 17 Jahren:  

471 euro (plus 51 euro)

• für Kinder von 7 bis 14 Jahren:  

390 euro (plus 42 euro)

• für jüngere Kinder: 357 euro  

(plus 39 euro)

Sozialverbände begrüßten zwar die er­

höhungen grundsätzlich, ausreichend 

seien sie aber nicht. laut Heil wird die re­

gelsatzerhöhung im bundeshaushalt mit 

4,3 Milliarden euro zu buche schlagen, die 

notwendigen Gelder seien vorhanden. 

Der Bundesarbeitsminister hatte sich mit 
der Pflegekommission auch auf eine Erhö­

hung des Pflegemindestlohns „deutlich 

über der Inflationsgrenze“ verständigt, 
wie er bekanntgab.  

Schrittweise bis zum 1. Juli 2025 solle die 
Lohnuntergrenze für Pflegehilfskräfte auf 
16,10 euro pro Stunde angehoben wer­

den, bei Pflegefachkräften sind es dann 
20,50 statt 18,25 euro. betroffen sind 

rund 1,3 Millionen Beschäftigte.
• Die Förderung der Psychosozialen 

zentren (PSz) soll um 70 Prozent 

gekürzt werden.

• Die Asylverfahrensberatung (AVb), 

die gerade erst begonnen hat, soll 

faktisch um 50 Prozent gekürzt 

werden.

Diese Kürzungen widersprechen nicht 

nur zum Teil offen dem Koalitionsvertrag. 
Sie würden etablierte und erfolgreiche 

Beratungsstrukturen kaputt machen. Auf 
diese Weise lässt sich ein einwanderungs­

land nicht zukunftsfähig gestalten!

Umfassende Infos dazu bei der GGUA: 

https://t1p.de/x5449
Fo
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Urteile

Jobcenter kommt für Dach-
reparatur bei Eigenheim auf

Jobcenter dürfen die Kostenübernahme 

für eine notwendige Dachreparatur eines 

selbst bewohnten eigenheims nicht pau­

schal ablehnen. Kann der erhalt der Unter­

kunft bei einem hilfebedürftigen Grund -
sicherungsbezieher sonst nicht gesichert 

werden und handelt es sich um angemes­

sene und erforderliche Aufwendungen, 

spielt eine zu große Wohnfl äche keine Rolle.

Bundessozialgericht – B 7 AS 14/22 R
Weiteres auf: www.evangelisch.de

Kein Hartz IV oder Bürgergeld 
bei dualem Studium

Die rund 100.000 Auszubildenden eines du­

alen Studiums in Deutschland haben keinen 

Anspruch auf aufstockende Hartz­iV­ oder 

bürgergeld­leistungen. Denn das duale Stu­

dium kann mit Bafög-Mitt eln gefördert wer-
den, so dass nach dem Willen des Gesetzge-
bers Arbeitslosengeld ii oder das heutige 

bürgergeld nicht verlangt werden könne.

Bundessozialgericht – B 7 AS 11/22 R
Quelle: www.evangelisch.de

Niedriglohn für Gefangene ist 
verfassungswidrig
Nicht einmal zwei euro Arbeitslohn pro 

Stunde erhalten Gefangene derzeit. Das 
verstößt gegen die Verfassung. Das hat nun 

das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in 
einem Grundsatzurteil entschieden. Die bis-
herige Praxis, deutlich weniger als den Min­

destlohn zu zahlen, verstoße gegen das re­

sozialisierungsgebot. Die Verfassungsbe­

schwerden zweier Häft linge gegen die be-
stehende Praxis hatt en somit Erfolg.

Bundesverfassungsgericht vom 

20.06.2023 – Az. 2 BvR 166/16; 
2 BvR 1683/17

Mehrbedarf für die 
Ersatzbeschaff ung einer 
Waschmaschine
Das Sozialgericht (SG) Kiel hat mit Urteil 

vom 14.03.2023 entschieden, dass ersatz­

beschaff ungskosten für eine Waschmaschi-
ne im rahmen des Härtefallmehrbedarfes 

nach § 21 Abs. 6 Satz 1 SGB II auf Zuschuss-
basis zu übernehmen sind. Das SG Kiel be-
gründet dies damit, dass die Kosten für den 

erwerb von elektrogroßgeräten im regel­

satz zu gering berücksichti gt werden und 
daher ein Darlehen nach § 24 Abs. 1 SGB II 
eben nicht zumutbar ist.

Sozialgericht Kiel vom 14.03.2023 – S 35 
AS 35/22 – Achtung: eine sehr sinnvolle 

Entscheidung. Allerdings nur von einem 
Sozialgericht und somit für andere 

Jobcenter nicht relevant. 
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Urteil zur Vertraulichkeit von 
WhatsApp-Chat-Gruppen

WhatsApp-Chat-Gruppen sind nicht au-
tomatisch vertraulich. Die inhalte von 

Chats innerhalb der Gruppe können da-
rum für die Kündigung eines Arbeitsver­

hältnisses herangezogen werden, hat das 

bundesarbeitsgericht entschieden. 

im konkreten Fall ging es um beleidi­

gende, rassisti sche, sexisti sche und kon-
kret zur Gewalt aufrufende Beiträge in ei-
ner von zumeist aus betriebsangehörigen 

bestehenden WhatsApp-Gruppe. Den 
Chat-Verlauf hatt e ein Mitglied der Chat-
gruppe an Vorgesetzte weitergeleitet. Da­

raufh in wurden die Beiträge Anlass zu ei-
ner fristlosen Kündigung. 

Die Klage richtete sich gegen das Verwen­

den von vertraulichen Nachrichten in der 

Gruppenmitglied an einen Dritt en weiter-
gegeben werden und alles vertraulich 

bleibt, sei eine fristlose Kündigung aus­

nahmsweise unwirksam. 

Das landesarbeitsgericht Niedersachsen 

muss nun prüfen, ob der Kläger sich berech­

ti gterweise darauf verlassen konnte, dass 
alle Chat­beiträge vertraulich bleiben. 

Bundesarbeitsgericht vom 24.08.2023 
– Az. 2 AZR 17/23

Einstellung von Leistungen: 
Nur Tatsachen zählen

Wenn leistungen durch das Jobcenter vor­

läufi g eingestellt werden (nach § 331 Abs. 1 
S. 1 SGB 3), dann nur unter der Voraus-
setzung, dass die behörde Kenntnis von 

tatsachen erhält, die zum ruhen oder 

Wegfall des Anspruchs führen können. 

Außerdem muss die behörde von den ru­

hen- bzw. Wegfalltatsachen positi ve Kennt-
nis erhalten. Vermutungen reichen nicht 

aus. Anderenfalls ist die vorläufi ge Einstel-
lung der leistung zu Unrecht erfolgt.

Landessozialgericht Berlin-Brandenburg 
– L 32 AS 248/23 B ER PKH

WhatsApp-Gruppe bei der Kündigung. Im-
merhin sei vertrauliche Kommunikation 

durch das Grundgesetz geschützt. Das Bun-
desarbeitsgericht hat – anders als das Lan-
desarbeitsgericht – entschieden, es müsse 
geklärt werden, wie weit eine Chatgruppe 

wirklich als vertraulich angesehen werden 

könne. Das war in diesem Fall off ensichtlich 
nicht so. Aufgrund von Wechseln in der 

teilnehmerrunde und der beteiligung von 

Externen sah das Gericht erhebliche Zwei-
fel daran, dass man 

sich hier auf Vertrau­

lichkeit berufen kann. 

Nur wenn ein Arbeit­

nehmer  in  b ere c h ­

ti gter Weise erwarten 
konnte, dass die gra­

v i e r e n d e n b e l e i d i ­

gungen von keinem 

 A l l e S  W A S  r e C H t  i S t  _ 

Kein Kinderzuschlag 
bei fehlender SGB-II-
Leistungsberechti gung
Wenn Leistungsberechti gte wegen Krank-

heit oder einer behinderung dem Arbeits­

markt nicht zur Verfügung stehen, erfüllen 

Sie nicht die Voraussetzungen für den bezug 

von bürgergeld (früher Hartz iV). Und in der 

Folge auch nicht die Voraussetzung für den 

bezug von Kinderzuschlag. Dieser zuschlag 

wird nur gezahlt, wenn dadurch Hilfsbedürf­

ti gkeit nach dem SGB II vermieden wird.

Bundessozialgericht – B7/14 KG 1/21 R

Jobcenter hat höhere Heizkosten unter 
Umständen zu übernehmen

Das Sozialgericht (SG) Hannover hat entschieden, dass das Job-
center im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende die tat-
sächlichen Heizölkosten in besti mmten Fällen übernehmen muss. 
Das ist etwa der Fall, wenn die höheren Aufwendungen für Heizöl 

nicht auf unwirtschaft­

lichem und unangemes­

senem Heizverhalten be­

ruhen, sondern auf zwi­

schenzeitlich außerge­

wöhnlich stark gestie­

genen Heizölpreisen.

Sozialgericht Hannover 

– S 38 AS 1052/22

Foto: Agneta Becker

Foto: Peter Andres
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Stundenzett el führen kann sich lohnen

Balko Klattmor 
passt auf

b
alko Klatt mor arbeitet in der 
Küche in einem Kranken­
haus. er arbeitet ganz gerne 

dort. Das ist zwar nicht das, was er 
gelernt hat, aber er hat immerhin 
eine feste Arbeit. Nur mit seinem 
Lohn sti mmt etwas nicht, denkt er. 
Das soll ja tarif sein, etwas mehr als 
Mindestlohn. Aber viel ist es nicht. 
Dabei macht er doch immer wieder 
Überstunden. im lohnbüro sagen 
sie ihm, das wäre schon richti g so. 

Balko fragt sich aber: Kriege ich wirklich jede Stunde bezahlt? 
er schreibt sich im nächsten Monat jeden tag genau in seinen 
Kalender, wann er zur Arbeit kommt und wann er wieder geht. bei 
der nächsten lohnabrechnung sieht er eine große lücke. er hat 50 
Stunden mehr auf seiner eigenen Liste, als auf dem Lohnzett el vom 
Krankenhaus stehen. 50 Stunden – das ist viel Geld. Balko geht mit 
seinem eigenen Stundenzett el zum Lohnbüro und fragt, woher der 
Unterschied kommt. Der Angestellte dort prüft  die Zeiten. 
er sagt: „Die neue Kollegin in der lohnbuchführung muss das noch 
lernen, sie hat wohl einen Fehler gemacht. Sie kriegen eine Nach­
zahlung.“ 

balko denkt, naja, das ist eine feine Ausrede. Aber er freut sich 
über fast 500 Euro nett o Nachzahlung. Balko hat jedenfalls da-
raus gelernt: Wenn er selber gut aufpasst und alles aufschreibt, 
dann macht sich das in seinem Geldbeutel bezahlt.  avo
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